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Erste Bihung.
Verhandeltin der Anla der Realschnle zu Düsseldorf am 31. März 1875.

Nach Beendigung des in den Kirchen beider Coufeffionen abgehaltenen Gottesdienstes
versammeltensich ^/«12 Uhr die Mitglieder des Landtags in der Aula der Realschule. Von einer
Deputation geleitet, trat um 12 Uhr der KöniglicheLanotags-Commissar,Herr Oberpräsident der
Rheinprovinz Dr. v. Bardeleben, in den Saal und eröffneteden 23. Rheinische» Provinzial-
Laudtag mit folgender Ansprache:

„Hochgeehrteste Herren!

Se. Majestät unser AllergnädigsterKaiser und König haben mittelst Allerhöchster Ordre
von! 9. d. Mts. die Stände der Rheinprovinz auf heute zu einer Sitzung zusammenberufeu und die
Dauer dieser Sitzung auf acht Tage bestimmt. Zum Landtags - Marschall haben Se. Majestät
den Herrn Fürsten zu Wied und zum Stellvertreter des Marschalls den Herrn Freiherrn
v. G ehr-Schwepp enburg zu ernennen geruht

Meine hochgeehrtesten Herren! Das erste Wort, welches heute von dieser Stelle erschallt
gelte dem Andenken eines Mannes, den ich zn meinem tiefinnigstenBedauern nicht mehr unter
Ihnen sehe. Sie fühlen, daß ich von dem hochverehrtenfrüheren Landtags - Marschall Herrn
Freiherrn Raitz von Frentz-Garrath spreche, den in den letzten Tagen des vorigen Jahres
der Tod uns leider entrissenbat. Durch diesen Tod hat die Rheinprovinz einen ihrer edelsten
Söhne verloren, insbesondereist die provinzialständischeVertretung und Verwaltung dadurch ihres
trefflichenLeiters und Führers beraubt worden. Wenn Sie, meine hochgeehrtestenHerren, wenn
wir Alle, die wir das Glück gehabt haben, dem Verewigten nahe zu stehen, diesen schweren Verlust
tief beklagen, so soll auf der andern Seite die Erinnerung an das, was der Verewigte mit uner¬
müdlichein Fleiße mit Umficht uud Energie für unsere schöue Provinz geleistet hat, soll die Erinne¬
rung an die ganz bedeutendePersönlichkeit, au den Mann von offenem nud liebenswürdigem
Charakter, von ritterlichem Sinn, von warmem patriotischen Herzen, voll treuester Hingabe an
König uud Vaterland, soll diese Erinnerung in uns stets fortwirken, ein lebeudigesDenkmal des
Dahingeschiedenen.

Der Tod des Freiherrn von Frentz hat Veranlassung gegeben zur Berufung dieses außer¬
ordentlichen Landtages. Sie wissen, daß der Freiherr von Frentz ein zwiefachesAmt auf feine
Schultern geladen hatte, einmal das Amt eines Landtags-Marschalls iu dem Siuue unserer älteren
provinzialstä'ndigen Gesetzgebung,welches sich auf den Vorfitz in den Sitzungen des Provinzial-
Landtages beschränkt, u»d dann noch eine zweite amtliche Funktion, die Leitung der neu gegründe»
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ten provinzialständischen Verwaltung. Der Umstand, daß der Freiherr von Freutz in der glücklichen
Lage war, seine ganze Zeit diesem umfangreichen und schwierigen Geschäfte zu widmen, ferner,
daß die Verlegung dcö Ämtssitzes der Proviuzial-Verwaltung an den Wohnort des Freiherrn von
Frentz angeordnet wurde, machten die Combinirnng der beiden Aemter möglich. Es mnßte desbalb
sofort nach dem Tode des Freiherr« von Frentz die Frage cutstehen, ob es augäuglich sein würde,
diese Vereinigung ferner noch fortbestehen zu lassen, oder ob nicht bei dem bedeutenden Umfange,
welchen die proviuzialstäudischc Verwaltung scbou erreicht hat, und lünftig «och in höherem Maaße
gewinnen wird, die Gründung einer besonderen Beamtcustclle für die provinzialstäudischc Ver-
waltung, die Gründling einer Landes-Directmstcllc, oder wie man das Amt bezeichnen möge,
das anderwärts schon besteht, auch für die Nheinproviuz ein unabweisbares Bedürfniß geworden
wäre. Ihr Ausschuß, der Provinzial-Verwaltuugsrath, hat diese Frage pflichtmäßig geprüft, er
hat sich für den zweiten Theil der Alternative entschiedenuud demgemäß au die Staatsregierung
den Antrag gestellt, den Proviuzial-Landtag baldigst zum Zweck der Wahl ciues Landes-Dircetors
znsammcnzuberufen. Die Slaatsrcgiernng, die von Anfang au dic Ercirung einer Landes-Dircttor-
stelle ins Auge gefaßt hatte, ist bereitwillig auf diesen Antrag eingegangen.

Ihnen, mciuc Herren, liegt jetzt dic Anfgabc ob, diese Angelegenheit, welche Sie bereits
früher beschäftigt hatte, unter wesentlich veräudcrteu Verhältnissen einer neuen Prüfung zu unter¬
ziehen. Treten Sie dem Antrage des Proviuzial-Verwaltnngsrathes bei, so würde es zunächst
eines Beschlusses Ihrerseits bedürfen, um die Abänderung des Allerhöchsten Regulativs, betreffend
die vrovinzialständische Verwaltung vom 27. September !8?1, zu beantragen, weil dieses Regulativ
Ihrem frühereu Beschlusse entsprechend, die Bestimmung enthält, daß der Laudtags-Marschall die
Leitung der provinzialständischen Perwaltnng führen soll.

Uebcrzeugt, daß Sie mit derselben Pflichttreue, mit derselben Einsicht, die Sie stets
bewährt haben, auch an diese Frage herantreten werden, spreche ich die Hoffnung aus, daß Inre
diesmaligen Berathungen ebenfalls znm Wohlc uuserer schönen Provinz ansschlagen werden.

Sie treten in diese Berathung ein, meine Herren, nnter der Leitung eines neu ernannten
Landtags-Marschalls.

Gestatten Sie mir, dnrchlauchtigstcr Herr Marschall, daß ich au diesem ersten Tage I">res
neuen Amtes Sie aus vollem Herzen begrüße, indem ich den Wunsch ansspreche, daß das Ver¬
trauen dieser hohen Versammlung Ihnen in demselben Maaße entgegenkommen möge, wie das
Allcrhöchste Vertrauen Seiuer Majestät des «aisers und Königs Sie an diese Stelle geführt bat.

Was mich aber betrifft, meine Herren, so werden Sie mich jederzeit bereit finden, Ihnen
die etwa noch erforderlichen oder Ihrerseits gewünschten Mitthcilungcu zu macheu, wie es mir stets
zur hohen Freude gereichen wird, Ihre Arbeit znm Segen unserer Provinz fördern zu helfeu.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät unsers Kaisers und Königs den 23. Landtag
der Rheinprovinz für eröffnet."

Nach Eröffnung des Landtages brachte der Landtags-Marschall Fürst zu Wird, ein
Hoch ans Sc. Majestät den Kaiser und König aus, in welches dic Versammlung begeistert
einstimmte.

Nachdem der Landtags-Eommissar von derselben Deputation geleitet, den Saal verlassen
hatte, begrüßte der Marschall seinerseits die Versammlung uud gedachte hierbei ebenfalls mit
warmen Worteu des verewigten Landtags-Marschalls, Freiherrn Raitz v. Frentz -Garrath,
dessen Andenken die Versammlung durch Erhcbcn vou dcn Sitzen ehrte.

Der Marschall gedachte demnächst der ebenfalls durch den Tod geschiedenen, dein
Landtage seit einer Reihe von Iahreu angehörenden Mitglieder: Graf v. Hoeusbrocck, Obcr-
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Bürgermeister Contzen und Bürgermeister Schult, zu deren ehrenden Andenken sich die Ver¬
sammlung den ihren Sitzen erhob.

Hierauf ging der Marschall zu geschäftliche« Mittheilungen über, ernannte den Abge¬
ordneten Bürgermeister Gymuich zum Protokollführer und zum Stellvertreter desselbenden
AbgcordueteuGrase» Mirb ach.

Die Bildung der Ausschüsse fand in folgender Weise statt:

I. Ausschuß. Gegenständeder Central-Verwaltung.
Vorsitzender Herr ^andgerichtsrath Schröder.

Bildung
der Ausschüsse.

1. Herr Graf Uo» Beyssel, 10. Herrin. Vaucrlmnd,
2. , Graf Uo» Spcc, 11. „ Bönmssrr,
3. , Graf v. Fürstenberss-Stammheim, 12. „ Johann Müller,
4. , Freiherr voll Solcumchcr, 13. „ Horster,
5. , Freiherr Enge» von ^o<", 14. „ Schmittboru,
6. „ Franour, 1.^. „ 3^u!tt»strauch,
7. , Tictze, 16. „ Paniöscn,
8. , Kreuzberg, I?. „ ^aorchsen.
9. , Becker,

II. Ausschuß Provinzialanstalten,Anträge und Petitionen,
Vorsitzender Herr Freiher c von Wenge-Wulffen.

1. He er Graf Max von Mcttcrnich, 7. Herr Prinzen,
2- „ Freiherr Adolph Von Fnrsteulltrg, 8. „ Maas,
3. ., von Heister, 9. „ Vernsan,
4. „ Horst, 10. „ Äolcruls,
5, ., Vrcmia,, 11. „ Struut,
"- „ Snhler, 12, „ Carl Schlächter.

III. Ausschuß. Prooinzial-Feuer-Societät und Vaudtags-Oecouoinic.
Vorsitzender Herr Graf Hompcsch.

1.
2.
3.
4.
5.
ö.

Freiherr von Zpics-Bülleshcim,
Seul,
Freiherr von Fürsteuberss (Borbeck),
von Heister,
OberbürgermeisterBache»!,
Advocat-AuwaltCourth,

7. Herr von Cyncril,
8. „ Schüler,
9. „ IngenlierF,

10. „ Kunz,
11. „ Iaitfcu.

IV. Ausschuß. Bczirtsstraßeu.
VorsitzenderHerr Freiherr von Ccrdc.

1. Herr Graf Franz von Spec, 8. Herr Münster,
2. .. Graf von Ncssclrodc, 9. „ Trapp,
3.
4.
5.
6.
7.

Freiherr Clemens von Loö,
Freiherr von Schell,
Aldringcn,
Caesar,
vom Hövcl,

10. „ Mund,
11. „ von Mhs,
12. „ von Bönniughanscn,
13. „ Vroich,
14. „ Rcusch.
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Demnächst theilte der Marschall die an die Ausschüsse übergebcueuEiugauge mit:
1. Vom Proviuzial-Verwaltuugsrath. Bericht des Rheinischen Provinzial-Verwaltuugs-

raths über die Ergebnisse der provinzialstäudischeu Verwaltung. I. Ausschuß.
2. Derselbe. Antrag auf Anstellung eines besoldeten Laudes-Directors zur Besorgung

der laufenden Verwaltungsgeschäfte. I. Ausschuß.
3. Derselbe. Referat, betr. ^, die Veränderung der Geschäftsordnung für den Provin¬

zial-Verwaltungsrath der Rheiuprovinz und d. die Geschäfts-Instruction für den Laudes-Director
der Rheinprovinz und die ihm zugeordnete« oberen Beamten. I. Ausschuß.

4. Derselbe. Fortführung der Bauten an den 5 neuen Irren-Anstalten im Jahre 1874,
sowie Feststellungder bereits aufgewendeten und überschläglicheBerechnungder noch aufzuwendenden
Kosten. II. Ausschuß.

5. Derselbe. Feststellungeines Normal-Besoldungs-Etats für die neuen Irren-Anstalten.
N. Ausschuß.

6. Petition um Gewährung eines einmaligen Zuschussesvon 1500 Mark au den
Dürener Pferdezucht-Verein. Der Abgeordnete v. Gehr macht den Antrag zn den, seinigeu, er
wird unterstütztund geht au den II. Ausschuß.

?. Antrag, betreffend die Vertretung der Gemeinde Altendorf im Landkreise Essen im
Stande der Städte.

Der AbgeordneteMaas macht den Antrag zu dem seinigeu und wird derselbe aus-
reichcudunterstütztnud geht au den II. Ausschuß.

8. Vom Königl. Landtags < Commifsar, betreffend die Verwendung des Grundsteuer
Deckuugsfondsim Reg.-BezirkeTrier. II. Ausschuß.

9. Petition aus dem LandkreiseEssen wegen anderweitiger Regelung der staatlichen
Besteuerungsverhältnisse. II. Ausschuß.

10. Von dem Proviuzial-Verwaltuugsrath. Verlegung der Verwaltung der Provinzial-
Feuer-Societü't von Eoblenz nach Düsseldorf. III. Ausschuß.

11. Derselbe. Referat, betreffend die Gewährung eines außerordentlichenCredits von
«000—9000 Mark aus dem Societäts - Fonds für außerordentlicheArbeiten im Interesse der
Proviuzial-Feuer-Societät. III. Ausschuß.

12. Derselbe. Referat, betreffend die Bewilliguug eines Beitrages von 10,000 Mark
aus den Zinsübcrfchüssender Provinzial-Hülfskassezur Ausschmückung des Brunnens auf dem
Castorplatzezu Eoblenz mit einem größeren Sculpturwerte. II. Ausschuß.

13. Antrag auf Uebernahmeder Neuwied-Andernacher Actienstraße als Vezirksstraße.
IV. Ausschuß.

. 14. Von dem Köuigl. Landtags-Commissar. Erhöhung der Bezirtsstraßen-Zuschlägeim
RegierungsbezirkDüsseldorf. IV. Ausschuß.

15. Petition mehrerer Einwohner von Elberfeld um Pflasteruug der Elberfelder-Barmer
Bezirksstraße in der Stadt Elberfeld.

Die Petition macht der AbgeordneteDietze zu der seiuigen, sie wird unterstützt und
geht an den IV. Ausschuß.

16. Antrag des Dircctors der Hebammen-Lehranstaltzu Eöln um Gehaltserhöhung.
Der Marsch all macht dem Landtage hierüber die Mittheilung, daß dieses Gesuch au

den Proviuzial-Verwaltuugsrath eingesendetworden ist, daß dieser aber eine Vertagung dieser
Frage bis zur Aufstellungdes nächsten Etats beschlossenhat, gegen welchen Beschlußdie Versamm¬
lung keinen Widersprucherhob.
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Der Marsch all theilt ferner mit, daß nach Z. 4 der GeschäftsordnnngPetitionen nud
Anträge innerhalb der ersten 14 Tagen eingebrachtwerden tonnen. Da aber in Folge der Ver-
Handlung,welche im letzten Landtage hierüber stattgefunden,der Marschall, bei einer kürzeren Daner
des Landtages die Frist über die Einbringung von Petitionen und Anträge zu bestimmen habe, so
werde seinerseitsdiese Frist mit Rücksichtauf die kurz bemessene Dauer des gegenwärtigenLand
tags auf Samstag den 3. April festgesetzt.

Der Marsch all schließt hierauf die Sitzung und beraumt die nächste auf Samstag um
11 Uhr an.

Schluß der Sitzung 12^ Uhr.

Der Landiags-Marschall:

Wilhelm, Fürst zn Wied.

Zweite Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschule zn Düsseldorf am 3. April 1875.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der ersten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fuugirt der AbgeordueteGymnich.
Eingegangensind: Neue Eingänge,
Antrag wegen Behandlung von Anträgen auf Pflasteruug von Bezirksstraßen in den

Städten. Derselbe ist genügendunterstütztund bereits den: IV. Ausschuß zugegangeu.
Antrag, betreffend die Pflasterung der Elberfeld - Barmer Bezirksstraße in der Stadt

Elberfeld. Der Antrag ist genügendunterstütztund dem IV. Ausschuß zugegangeu.
Von dem Königlichen Laudtags-Commissar:Mittheilung, daß der Wahlkreis Daun-Prüm-

Bittburg im Stande der Landgemeindenunvertrcteu bleiben wird, indem der Abgeordnete Krämer,
sowie sein Stellvertreter am Erscheinenverhindert sind.

Derselbe. Mittheilung, daß für den Herrn von Nell fein Stellvertreter der Graf Für¬
st e n b e r g - S t a m m h e i m einberufen ist.

Derselbe. Mittheilung über die Wahl vou Civil-Mitglicdcrn zu den Ober-Ersatz-Eom-
Missionen für die 5 Brigade-Bezirke,sowie Aufbringung der Kosten für diese Mitglieder.

Sie geht an den I. Ausschuß. Der Marsch all empfiehltdeu Mitgliedern aus den
einzelnen Brigade-Bezirken in der geeigneten Weise die Wahl der Mitglieder der Eommission
vorzubereiten.

Antrag des AbgeordnetenEnesar und Genossen, betreffend die Ausgleichung der Kriegs-
leistungcn aus den Jahren 1870 und 1871.

Der Antrag ist genügend nnterstütztund geht an den II. Ausschuß.
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Gesuch des Freiherr» Joseph von Fürstenderg um Verleihung der Nittcrgutsqualität für
das Out Muffendorf. Das Gesuch wird der Ritterschaft überwiese»,

Petition aus der Gemeinde Rath, betreffend die Ausgleichung der Kosten der Eiuquarti-
rung im Frieden.

Die Petition ist von dem Abgeordneten von Heister zu der fciuigen gemacht, dieselbe ist
genügend unterstützt und geht an den II. Ausschuß.

Petition, betreffend die Aufnahme des Ortes Ehreufeld in den Verband der Städte.
Der Abgeordnete Wcidt macht die Petitio» zu der fciuigcu, dieselbe fiudet ausreichende

Unterstützung und geht an den II. Ausschuß.
Petition, betreffend die Mehrkosten des Denkmals für den verstorbenen Ober-Präsidenten

der Rheiuproviu; v. Pommer-Esche uud die hierdurch veranlaßten Verluste des Hof«Bildhauers Gilli.
Diefe Petition hat der Abgeordnete Bremig zu der scinigen gemacht, dieselbe wird unter¬

stützt uud geht an den II. Ausschuß.
Gesuch der Gemeinde Mourcal um Gewährung eines Zuschusses zum Ausbau des dritte«

Theiles der Cochem-Mahener-Bezirtsftraße.
Der Abgeordnete Kreuzberg macht den Antrag zu dem seinigcn. Derselbe wird genügend

unterstützt und geht au den IV. Ausschuß.
Gesuch des Gutsbesitzers Hieger aus Hnckingen im Kreise Düsseldorf um Verleihung der

Rittergutsqualität au seine Besitzung.
Das Gesuch wird der Ritterschaft überwiesen.
Petition des Chaussee-Einnehmers Carl Rosen um Unterstützung wegen erlittenen Schadens

durch Zerstörung ciuer Brücke über die Ruhr.
Der Abgcorduetc Paulsscn macht die Petition zu der seinigen. Dieselbe wird genügend

unterstützt und geht an den IV. Ausschuß.
Mittheilung des Königl. ^audtags-Commissars, betreffend den Ausbau der Andernach-Neu-

wieder Atticnstraße.
Die Sache ist schon in Verhandlung und geht die betreffende Mittheilung zu deu Vor-

stückcn an den IV. Ausschuß.
Antrag der Gemeinden ^angerwche, Nothberg, und Gressenich auf Uebernahme der Straße

von ^angerwehe nach Kleinhau auf deu Bezirksstraßeufonds.
Der Abgeordnete Paulssen macht den Autrag zu dem seinigen. Derselbe wird hinreichend

unterstützt uud geht an den IV. Ausschuß.
Antrag des Freihcrrn Egon von Fürstenberg um Ertheilnng der Matrikel der Ritterguts«

Qualität des Rittergutes Eibach an den jetzigen Besitzer.
Der Autrag geht an die Ritterschaft.
Der Marsch all theilt mit, daß der Abgeordnete Paulssen dem IV. Ausschuß zugewiesen ist.
Es wird in die Tagesorduuug eingetreten.

Irlenanstaltsbauten. Der erste Gegenstand betrifft das Referat des II. Ausschusses über die Fortführung der
Bauten an den 5 neuen Irren-Anstalten im Jahre 1874, sowie Feststellung der bereits aufge-

cz. „wendeten und überschlägliche Berechnung der noch aufzuwendenden Kosten. Referent: Abgeordneter
Kockerols.

Der Bericht des Provinzial-Verwaltuugsraths über die Fortführung der Bauten bei
Düsseldorf, Andernach, Vierzig, Bonn und Düren hat dem Ausschuß zu teiuerlei Erörterungen
Veranlassung gegeben. Derselbe hat die Mittheilung der anwesenden Mitglieder des Provinzial-
Verwaltungsraths, daß seit Uebcrleituug der fraglichen Angelegenheit in die Provinzial-Selbstver-
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Wallungüberall und nach Kräften zu sparen gesucht werde, freudig begrüßt und beschlossen, dem
Landtage davon Mittheilung zu machcu, und dcu Wunsch daran zn knüpfen, daß auch fortan,
insbesonderebei der inneren Ausstattnng der Anstalten, in dieser Weise gehandelt werde.

Der Landtag nimmt von diesen Mittheilungen Kenntniß. -
Derselbe Referent erstattet Namens des II. Ausschusses das Referat deS Proviuzial-Ver- Normal-Nesoldungs-

waltungsraths an den Proviuüal-Landtag, betreffend die Feststellungeines NormabBcsolduugs-Etats ^"
c„ ,, c« , , , ^ n, >-. <. fiir die neuen
für die ucucn Provmzial-IrremAustalten. Irren°Anstalten.

Der Ausschuß beschloß, das bezüglicheReferat des Proviuzial-Vcrwaltungsraths zn dem
seinigenzu machcu und bittet das hohe Haus, dem Normal-Bcsoldnngs-Etat die Genehmigung
zu ertheilen.

Der Marschall stellt demnächstdie einzelnen Positionen des Etats znr Diskussion
und Abstimmung.

Uornml-Besoldungz-Etlltfür die neuen Prouinzial-Ilten-Anstnllen.

1. Direktor, (ein nach den Anforderungendes Staates geprüfter Arzt).
Gehalt 1600—2000 Thlr. oder 4800-0000 Mark, freie Wohnung mit Garteu, Heizuug,

Licht und Arznei. Wird genehmigt.
2. Zweiter Arzt, Stellvertreter des Dircctors.

Gehalt 800—1000 Thlr. oder 2400—3000 Mark, Emolumente wie vor. Wird genehmigt.
3. Assistenz-Arzt,(darf erst angestellt werden, wcun die Bevölkerungder Anstalt 150 Kranke zählt)'

Gehalt 400 Thlr. oder 1200 Mark, freie Beköstigungiu der I. Tischklasse, freie Wohnuug,
Heizung, Licht, Wäfche und Arznei. Wird genehmigt.

4. Voloutllir-Aerztc,
werden nach Bedürfniß ohne baare Eutschädiguugzugelassen,beziehen aber die Emolumente

des Assistenz-Arztes. Wird genehmigt.
5. Anstalts-Apothetcr, (falls die Anstellung eines besonderen AnstaltsÄpotheters geboten erscheint).

Gehalt 300—400 Thlr. oder 900—1200 Mark, Emolumente wie der Assistenz-Arzt.
Wird genehmigt.

0. Verwalter, (Iuspector).
Gehalt 600—850 Thlr. oder 1800—2550 Mark, freie Wohnung mit Garten, Heizung,

Licht und Arznei. Wird genehmigt.
7. Rendmit,

wie p»8. 6, Verwalter. Wird genehmigt.
8. Ollerwiirtcr,

Gehalt 200—300 Thlr. oder 600—900 Mark, Emolumente wie pos. 9. Wird genehmigt.
9. Vicc-Ol>crwiirter,(wird erst angenonnueu,wenn die Anstalt 150 Kraule zählt).

Gehalt 200—250 Thlr. oder 600—750 Mark, freie Wohuung, Beköstigung,Heizung, Licht,
Wäfcheund Arznei. Wird genehmigt.

10. Wart-Persoml, (auf je 8 Normal-Krankewird eiu Wärter resp, eiue Wärtern, augeuommen).
Lohn 60—120 Thlr. oder 180—360 Mark. Beziehe« außerdem freie Wohuung bei den

Kranken, freie Beköstigung in der III. Tischklasse, freie Wäsche uud Arznei. Wird geuchmigt.
11. Dicustuoten-Pcrsoml, Köchin und Wäscherin.

Lohn je 80—120 Thlr. oder 240—360 Mark, freie Beköstigung in der II. Tischtlasse,
Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Wäscheuud Arznei.
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Städte-Ordnung,

Die übigen Dienstboten werden nach Bedürfniß angenommen, beziehen den ortsüblichen
Lohnsatz und die sonst gebräuchlichen Competcuzeu.

Wo die besonderen Verhältnisse der Anstalt die Annahme von Gastechnikern, Maschinisten
«. erfordern, erfolgt deren Annahme auf Gruud besonderen Engagements-Vertrages, dessen Ausgabe«
Verpflichtungen erst bei Aufstelluug dctaillirter Etats für die einzelnen Anstalten zur Berücksichtigung
gezogen werden könuen. Wird genehmigt.

Die Positionen werden sämmtlich ohne weitere Discussiou genehmigt.
Petition de« Derselbe Referent erstattet das Referat des II. Ausschusses über eine Petition des Düreuer

DürenerPferde-Zucht-P^^^nchtvcreius, betreffend eine einmalige Unterstützung von 1500 Mark aus der Proviuzial-
Vereins um eine H„lMrsse zur Hebung der Pferdezucht.

"^ Der Ausschuß schlägt dem hoheu Haus vor, indem der Antrag uicht näher begründet sei
und um keinen Präecdenzfall zu schaffen, über den Autrag zur Tagesordnung überzugehen.

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Diskussion geuehmigt.
Gemeinde Meudurf, Der Abgeordnete Strunk erstattet das Referat des II. Ausschuffes, betreffend die Auf«

Verleihungder ^^ ^. ^mmd^ Altcudorf in den Stand der Städte.
Nach den statistischen Erhebungen über die Gemeinde Alteudorf ist der Ausschuß der

Ansicht, daß die zur Begründung des Pctitums erforderlichen Vorbedingungen nicht vorhanden sind,
und empfiehlt:

„die hohe Versammlung wolle über den Antrag der Gemeinde Altendorf zur
Tagesordnung übergehen."

Der Autrag des Ausschusses wird ohue Diskussiou angenommen.
Referat des II. Ausschusses über die Petitiou mehrerer Eiuwohucr aus dem Stadt« und

Land-Kreis Essen, betreffend die Beseitigung der auf Grundbesitz und Gewerbe ruhenden Doppel-
Besteuerung. Referent: Abgeordneter v. Heister.

Der Ausschuß kann die in der Petitiou enthaltenen Anträge uicht befürworte«, 1.' weil
eiuc gänzliche oder thcilweise Beseitign^ der staatlichen Grund- uud Gewerbesteuer nicht zur
Evmpctenz des Provinzial-Laudtages gehört, und weil eine Vorlage zur Neuregelung der Kommunal-
bcsteueruug bereits für die uächste Zeit vou der Kouigl. Staats-Regierung in Aussicht gestellt ist,
bei dereu Bcrathuug in der Landesvcrtretung die von dein Petentcu vorgetragenen Anschauungen
geltend zu machen sind; 2. weil es nicht räthlich erscheint, den dringenden Uebclständen der Uebcr-
belastung des Grundbesitzes an einem unbedeutendere« Punkte entgegen zu treten, sondern dahin
gestrebt werden muß, dieselben durch die Gesetzgebung im Prinzip zu beseitige«; endlich 3. weil die
Kreis-Vertretungen nach §. 29 des Ausführuugsgesetzes zum Gesetz über den Unterstiitznngswohnsitz
vom 8. März 1871 schon jetzt die Aefngniß haben, die Art der Unterverthcilung der ans sie
rcpartirten Landarmcntosten sclbststänoig zu bestimmen.

Aus diesen Gründen empfiehlt der Ausschuß dem hohen Landtage über die vorliegende
Petition zur Tagesordnung überzugehen.

Der Antrag des Ausschusses wird ohue Diskussion genehmigt.
Referat des II. Ausschusses, betreffend die Bewilligung eines Beitrages aus den Zins-

zur Ausschmückungdes Ueberschüssen der Provinzial-Hülfstasse znr Ausschmückung des Bruuueus auf dem Castor-Platze zu
Castorbrunnens Coblenz mit einem größeren Sknlpturwerte.

Nach dem Referate des Abgeordneten Horst hat der Ausschuß beschlösse«,deu Autrag des
Provinzial-Verwnltuugsraths auf Bewillignng eines einmalige» außerordentlichen Beitrages von
10,000 Mark aus den Zinsübcrschüssen der Provinzial-Hülfstasse uicht zu befürworte,,, sondern
dem hohen Hans znm empfehlen, über den Autrag zur Tagesordnung überzugehen,

Petition wegen
Abänderung uou
Stacits-Tteuer-

Gesetzen,

Beitrag

zu Coblenz.
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Der Marsch all stellt den Antrag zur Diskussion.

Der Abgeordnete Bremig hebt hervor, daß die Petition nicht von der Stadt Coblenz,
sondern von der Königl. Negierung ausgehe, und da man in den letzten Jahren Coblenz viel
genommen habe, und ihm heute vielleicht noch die Fencrsocietät genommen werde, so dürfte es dem
Landtage vielleicht zur Freude gercicheu, heute der Stadt Coblenz auch einmal Etwas zu geben,
und der in der Ausschmückung aufzunehmende Ritter St. George würde so ein kleiner Ersatz der
Stadt Coblenz sein. Er empfehle daher, dem Antrage des Provinzial-Verwaltuugsraths beizutreten.

Der Abgeordnete Frhr. v. Solemach er schließt sich dem Wunsche des Vorredners an,
den Antrag des Provinzial - Verwaltungsraths auf Bewilligung eines einmaligen Beitrages
anzunehmen.

Der Abgeordnete Frhr. v. Wenge-Wulffen ist der Anficht, daß der Landtag alle
Veranlassung habe, den Daumen auf den Beutel zu halten, und da man noch gar nicht wisse,
welchen Beitrag die Staatsrcgieruug zu dem Monnmeut geben werde, halte er den Antrag für
verfriiht und bitte, den Antrag des Ausschusses auf Uebergang zur Tagesordnung auznuehmeu.

Der Abgeordnete v. Heister empfiehlt die Annahme des von dem Provinzial-Verwal¬
tungsrath gestellten Antrages. Die Bedenken, welche geltend geinacht werden, träfen in diefm
Falle nicht zu, weil es sich hier um Gelder handle, die eigentlich zu solcheu Zwecke» ange¬
sammelt seien.

Der Marsch all bringt den Antrag des Ausschusses auf Nichtbewilligung des Beitrages
zur Abstimmung und wird derselbe angenommcu.

Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Aufnahme der Mahen-Andernacher Actienstraße Mayen-Andernacher»
in den Bezirksstraßenverbaud des westrhcinischen Theils des Regierungsbezirks Coblenz. Referent: Actienstraße.
Abg. Reufch.

Der Ausfchnß ist nicht in der Lage, den Antrag befürworten zu können, weil nur gute
und vorschriftsmäßig ausgebaute Straße» zur Unterhaltung übernommen werden tonnen, hier aber
diejer Nachweis nicht geführt fei, daher den Antragstellern überlaffcu bleibe, die Eigenthümer dieser
Straße zum Ausbau zu veraulaffen und den Antrag zu eruenern.

Der Abgeordnete Caefar beantragt die Vertagung diefes Gegenstandes, weil er durch
ein Schreiben des Königl. Oberpräfidentcn anderweit in Verhandlung gebracht sei.

Der Marsch all verliest behufs Aufklärung ein auf diesen Gegenstand bezügliches
Schreiben des Herrn Oberpräsidcnten vom 2. April d. I. Dasselbe lautet:

„Von dein Bürgermeister Kruft in Anderuach ist mir eine Abschrift der Petition mitge¬
theilt worden, welche wegen Uebernahme der Mahm - Andcrnach - Ncuwicder Aktienstraße auf deu
Bczirksstraßcnfond a» den Provinzial - Landtag gerichtet worde» ist. Mit Bezug auf das dariu
«»gebrachte Anerbiete» für dc» Fall der Ertläruug der gedachten Straße zur Bezirtsstraße die
Summe von 15000 Thlr. aufzubringen, beehre ich mich ganz crgebenst zn bemerken, daß diese
Summe dem Kostenbeträge entspricht, welcheu zufolge Bericht der Königl, Regierung zn Coblenz
die Instandfctzung des Plauums der Straße erfordert.

Nou dem Befchlusse des Provinzial «Landtages fehe ich einer gef. Mittheilung ganz
crgebenst entgegen."

Der Abgeordnete Frhr. v. Eerde hält die Vertagung nicht für nöthig, resp, könne die
Sache nuzweifclhaft zur Verhandlung kommen, weil das fragliche Schreiben mit dem Antrage
verbunden worden fei und den Befchluß des Ausschusses nicht weiter berühren könne.

Der Abg. Caesar zieht seinen Antrag auf Vertagung zurück.
3«
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Steuerzuschläge
für die

Bezirtsstraßenfouds
des Regierungsbezirks

Düsseldorf.

Rheinische
Pr°uinzi»l°Feuer-

Societät

Der Marsch all bringt den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung und wird derselbe
angenommen.

Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Erhöhung der Steuerzuschläge des ostrhciuischcu
Bezirksstraßcnfonds des Regicruugsbezirks Düsseldorf auf 7"/». Referent Abgeordneter v. Bön-
ninghause n.

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß das vorhandene Deficit von 58,555 Thlrn. durch Er^
höhung der Steuerzuschläge ausgeglichen werden mnß, und stellt bei dem hohen Landtage den
Autrag, für die nächste Etatsperiode den Zuschlag von 3'/» "/» auf ? «/u für die Bezirksstraßeu des
ostrheinischcu Theils des Regierungsbezirks Düsseldorf erhöhen zu wollen.

Der Autrag wird ohne Diskussion angenommen.

Derselbe Referent trägt vor, daß das Vermögen des westrheinifchcu Bezirksstraßcnfonds
durch die Mehrausgaben der letzten Jahre derart geschwächt worden sei, daß nach dem feststehenden
Resultat von 1874 die nächste Etatsperiode alljährlich ein Deficit von 44,645 Thlrn. anfzuweiseu
haben wird, welches nur durch Erhöhung der Steuerzuschläge gedecktwerde» köuue.

Der Ausschuß stellt daher den Antrag, für die nächste Etatsperiode den Zuschlag von
5 °/o auf 10°/» für die Bezirksstraßeu des westrheiuischeu Theils des Regicruugsbezirks Düsseldorf
zu erhöhen.

Der Autrag wird ohne Diskussion augeuommen.
Referat des III. Ausschusses, betreffend die Gewährung eines außerordentliche« Ercditö

von 6000—9000 Mark ans Societäts-Fonds für außcrordeutliche Arbeiten im Interesse der Pro-
vinzial-Fcner«Societät. Referent Abgeordneter Bache m.

Der Ausfchnß ist der Ansicht, daß der verlangte Credit bis zmu Betrage von 9000 Mark
aus dcu Fonds der Feuer-Societät bewilligt und seiner Zeit die wirklich verwendete Summe
rechnungsmäßig uachgewieseu werde. Der Ausschuß ist in Betreff der Frage, ob der geforderte
Eredit nicht höher zu greifen fei, nicht in der Lage, die Höhe der Kosten zn ermessen, er hält es
jedoch für angemessen, daß der hohe Landtag dem Verwaltungsrathe aufgiebt, Vorkehrung für
die Umarbeitung der fämintlichcu Feuer-Socictäts»Kataster zu treffen und ihn zn ermächtigen, aus
bereiten Fonds der Societät die Kosten vorläufig zu bestreiten, dem Landtag aber bei dessen nächsten
Versammlung eine Uebersicht der verwendeten und noch zn verwendenden Summen vorzulegen.

Der Antrag des Ausschusses wird genehmigt.
Derselbe Referent erstattet das Referat des III. Ausschusses, betreffend die Verlegung der

Verwaltuug der Provinzial-Feuer-Societät von Eobleuz nach Düsfeldorf.
Der Ausschuß ist der Ansicht, daß den Anträgen des Verwaltnngsraths im Referate vom

22. März d. I. im Allgemeinen beizustimmen sei, hält es aber für angemessen, den geforderten
außerordentlichen Eredit höher als zu 180,000 Mark zu greifen und dem hohen Landtage dessen
Bcwilliguug bis zur Höhe von 210,000 Mark vorzuschlagen, damit dem Verwaltuugsrathe eine
freie Bewegung bei der Auswahl des Bau-Grundstücks und bei dessen Bebauung gegeben sei, zumal
es zweifelhaft sei, ob der geforderte Eredit bei der Höhe der Preise genügen werde. Mit dieser
Maßgabe in Betreff der Höhe des Credits fei der Ausschuß dcu Anträgen im Berichte des Ver¬
waltungsraths unter 2 und 3 beigctreten, jedoch in der Voraussetzung, daß zuvor vou ihm die
Genehmigung zur Verlegung der Verwaltung und des Domicils der Provinzial-Feucr-Societät von
Coblenz nach Düsfeldorf bei des Königs Majestät nachgesucht und Allerhöchst bewilligt werde, daß
diese Verlegung stattfinden dürfe, sobald das neue Gebäude vollstäudig, wie es das Interesse des
Dienstes erfordert, hergestellt fein werde.
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Der Proviuzial - Vcrwaltnngsrath hat folgende Anträge gestellt:
Der hohe Landtag wolle

1) „ihn beauftragen, bei des Kaisers und Königs Majestät die AllerhöchsteGenehmigung
zur Verlegung der Vcrwaltnng und des Domizils der Provinzial-Feuer-Societät
von Coblcuz uach Düsseldorf uuterthäuigst zu erbitten;

2) ihn ermächtigen, zur Beschaffung eines Gebäudes alles Erforderliche — Auswahl
und Kauf eiucs Gruudstücks, Bau oder Umbau des Hauses, Verkauf des alten
Gebäudes in Cobleuz :c. :c. — vorzunehmen;

3) endlich für diesen Zweck einen außerordentlichen Credit bis zur Höhe von N0,000
Thlr. oder 180,000 Mark, mit der Maaßgabc bewilligen, daß der Erlös ans dem
Verkaufe des alten Societätsgebäudes zur theilweisen Tilgung dieser Summe ver
wendet, der Nest aber aus disponiblen Fonds der Societät entnommen werde.

Der Marsch all stellt die Frage: ob der Landtag sich damit einverstanden erklärt, daß
überhaupt ein Neubau statt findet! zur Abstimmung.

Die Frage wird mit allen gegen eine Stimme b c j a b t.
Die zweite Frage lautet:
Soll eiu außerordentlicher Credit bis zur Höhe von 210,000 Mark bewilligt werden, mit

der Maßgabe, daß der Erlös aus dem Verkauf des alteu Tocietäts-Gebäudes zur theilweifcn
Tilgung dieser Summe verwendet, der Nest aber aus dem disponiblen Fond der Societät ent¬
nommen werde?

Die Frage wird mit allcu gegen einer Stimme bejaht.
Der Marsch all stellt ferner die Frage: Soll die Verlegung des Domizils der Provin-

zial-Fener-Societät schon jetzt erfolgen?
Der Abgeordnete v, G cyr bemerkt, daß der Aefchlus; übcr die Verlegung der Feuer-

Societät von stoblenz nach Düsseldorf unzweifelhaft zur Kompetenz des Landtages gehöre, daß aber
die Zeit der Verlegung wesentlich von der Staatsrcgicrnng abhängig sei. Bekanntlich beruhe anch
der Sitz derselben auf einem Gesetze und könne auch mir wieder durch eine Cabiuetsordre verändert
werden. Wenn der Provinzial-Landtag jetzt die Verlegung beschließe, so würde der Herr Ober-
Präsideut vielleicht jetzt sein früher dargelegtes Bedenken fallen lassen.

Der Abgeordnete Dictze ist der Meinung, daß es im Interesse der Central-Vcrwaltung
liegt, schon jetzt den Sitz der Feuer-Societät nach Düsseldorf zu verlege» und stellt den Autrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen, daß die U ebersied elnng der
Pr ovinzial-Feuer-So cietät von Koblenz uach Düsseldorf sofort erfolge,
uachdem die Allerhöchste Genehmigung zur Ucbersiedelung ertheilt
wordeu ist."

Die Verwendung von Geldmitteln zur Beschaffung eines provisorischen Gebäudes falle um
so weniger ins Gewicht, als bei dein ferneren Verbleiben iu Koblenz auch Neparaturkosten verwaudt
werden müßten.

Der Abgeordnete Courth unterstützt den Antrag des Abgeordneten Dietze mit der
Modifikation, dem Proviuzial-Ncrwaltuugsrath die Ermächtiguug zu ertheilen, die Verlegung der
Feuer-Societät auch vor der Fertigstellung des Hauses auszuführen und stellt das Amcndement,
„den Umzug der Feuer-Societät vou Koblenz nach Düsseldorf uach Genehmigung der Verlegung des
Domizils von Koblenz nach Düsseldorf schon vor Erwerbung eines neuen Gebäudes dem Ermessen
des Verwaltungsraths anheimzustellen, da das in Düsseldorf augemiethete Haus jedenfalls als
benutzbar betrachtet werden müsse."
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Der Abgeordnete Seul hält es im Interesse der Feuer-Societät für geboten, mit der
Verlegung derselben sobald als möglich vorzugchen, denn es würde zu großen Unzuträglichkeiten
führen, bei den beschränkten Räumlichkeiten in Koblenz mit der Umrechnung der Kataster zn beginnen.
Auch würden die Kosten bei einem längern Verweilen in Koblenz größer sein, als die Kosten, welche
durch den beschleunigten Umzug entstehen.

Der Abgeordnete Dietze schließt sich der Ausführung des Vorredners an, will aber die
Verlegung nicht in das Ermcsscn des Verwaltuugsrathes gestellt wissen.

Der Abgeordnete Kunz erklärt sich gegen das Amendcment, deuu nach seiner Ansicht
werde es sich nur empfehle», die Ncrleguug der Feuer-Societät erst dann eintreten zu lassen, wenn
der Neubau vollendet sei. Eine Uebersiedelung in das gemiethete Hans in Düsseldorf, welches nur
Räumlichkeiten für die Bureaux enthalte, würde eine Miethsentschädiguug für den Direktor zur
Folge haben und außer Gcldverwcnduugen für Vermehrung der nöthigen Räume eineu doppelten
Umzug nöthig machen.

Der Abgeordnete Courth zieht fein Amendcment zurück.
Der Abgeordnete v. Heister nimmt das Amendcment wieder auf uud erklärt sich gegen

den Antrag des Abgeordneten Dietze, weil der Herr Ober-Präsident in einem Rescripte erklärt
habe, er könne nicht eher die Eabinets-Ordre von Sr, Majestät erbitten, als bis für die Pro-
vinzial-Feuer-Societät ein eigenes Gebäude vorhauden fei. Es würde fich daher empfehlen, die
Verlegung des Domizils dem Ermeffen des Verwaltnngsrathes anheimzustellen.

Der Abgeordnete Bremig bemerkt in Betreff des gemietheten Hauses in Düsseldorf,
daß der Provinzial - Verwaltnngsrath dieses Haus besichtigt und in seiner großen Mehrheit dasselbe
als absolut unzweckmäßig un^ unbrauchbar zu dem gedachten Zwecke erklärt habe. Nachträglich sei
es aber von dem damaligen Landtags Marschalle gemiethet uud auf diese Weise dem Verwaltungs-
rathe oktroyirt worden. Dieses Haus euthalte keine Wohnung für den Direktor und es müsse
deswegen eine Micthseutschädigung gezahlt werden, während das Gebäude in Koblenz von den
Bauvcrständigcn uutcr Voraussetzung einer entsprecheuden Umänderung, welche bereits geschehen
sei, noch für eine längere Zeit als benutzbar erklärt worden sei. Ferner sei zu berücksichtigen, daß
nach der Erklärung des Herrn Ober-Präsideuten die Verlegung des Domizils nicht eher befürwortet
werden könne, als bis ein eigenes Hans in Düsseldorf vorhanden sei.

Der Abgeordnete Frhr. v. G eyr-S chw epp enbur g erwidert, day der Herr Ober-
Präsident die von dem Director der Feuer-Societät vorgebrachten Gründe zu prüfen haben würde,
und wenn er sie für zutreffend halte, die Eabiuctsordre sobald als möglich extrahiren werde. Es
könne also ein Beschluß nach dem Antrage des Abgeordneten Dietze füglich gefaßt werden. Was
das Haus in Düsseldorf anlange, so sei dasselbe von dem ProvinziabVcrwaltungsrath nicht für
geeignet zum Ankauf befunden worden, aber es werde fich nicht bcstrcitcu lasse», daß in diesem
Hause die Bureaux für einige Jahre untergebracht werden könnten. Es handle sich also nur um
die Wohnuugseutschädigmig für den Director, die nicht besonders ins Gewicht falle, wenn man
berücksichtige,daß in Eoblcnz auch noch Räumlichkeiten für Bnreauzwecke beschafft werden müßten.

Der Abgeordnete Frhr. v. Solemacher empfiehlt die Annahme des Antrages Dietze,
und bemerkt in Bezug auf den Kostenpunkt, daß die zu zahleude Miethsentschädigung ansgcglichen
werden dürfte durch die sofortige Veräußerung resp. Vermicthung des in Eoblenz befindlichen
Gebäudes.

Der Abgeordnete v. Eynern macht darauf aufmerkfam, daß das in Düsseldorf gemie¬
thete Haus deu 1. November c. gekündigt werden müsse, wenn man nicht für mehrere Jahre con«
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traktlich noch gebunden sein wolle, und es könne der Verwaltungsrath leicht in Verlegenheit
gerathen, wenn die Extrahirung der Cabinetsordre erst nach dem 1. November erfolgen sollte.

Der Abgeordnetes Bremig bemerkt in Bezug ans die Aeußerungdes Abgeordneten Frhrn.
v. Solemachcr, daß in Eobleuz nicht auf eine solche Kauflust zu rechnensei, daß sofort 35000
Thlr. für das Gebäude zu erhalte« seien und es würde auch bei eiucr Vermuthung des Hanfes
nicht annähernd die Micthseutschädigungfür den Dircctor erzielt werden.

Herr Dietze erklärt auf die Frage des Referenten, ob er nicht feinen Antrag zu Gunsten
des von Herrn v. Heister wieder aufgcnommeuenAmendcmcntsEourth zurückziehen wolle, daß er
seinen Antrag aufrecht erhalte« muffe.

Deu Marsch all bringt hierauf den von dem AbgeordnetenDictze gestellten Antrag als
den weitgehendsten znr Abstimmung.

Der Antrag wird angenommen, wodurch das von dem Abgeordnetenv. Heister wieder
aufgenommene AmeudcmcntConrth erledigt ist.

Der Marschall erklärt die Tagesordnung für erfchöpft, schließt die Sitzung und beraumt
die nächste auf Dienstag Vormittag 11 Uhr an.

(Schluß der Sitzung 1^ Uhr.)

Der Landtags-Marschall:
Wilhelm, Fürst zu Wicd.

Dritte Sitzung.
Verhandeltin der Anla der Realschule zn Düsseldorf am 6. April 1875.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Als Protokollführer fungirt in der heutigen Sitzung der Abgeordnete Graf von Mir-

bach-Harff.
Das Protokoll der zweiten Sitzung wird verlcfcn und nach einigen Ergänzungengenehmigt.
Der Marschall theilt folgende Eingänge mit: Geschäftliches.
Von dem Königl. ^andtags-Commisfardie Mittheilung, daß die Dauer des gegenwärtigen

Landtages bis zum 9. April verlängert worden ist.
Von dem Rcgierungs-PräsidentcnFrhrn. v. Ende, Vorsitzenden des Curatoriums der land-

Wirth schaftlichcn Schule zn Eleve, ist ein Bericht in eiucr Anzahl von Ercmplarcu üder die laud-
wirthfchaftlicheSchnle in Eleve eingegangen. Der Bericht wird zur Verthciluug gelangen.

Autrag des Abgeordneten Kunz, betreffend die Aufhcbuugder Barriercgelver auf den
Bezirksstraßcn. Der Antrag lann wegen zu später Eiubringuug uicht mehr zur Verhandlung
gelangen.



Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Anstellung Der erste Gegenstand derselben ist das Referat des I. Ausschusses über den Antrag des

eines besoldeten Provinzial-Verwaltungsrathcs an den Provinzial-Landtag auf Anstellung eines besoldeten Landes-
Lanbes-Mrettors.Direktors zur Besorgung der Verwaltuugsgcschäfte. Referent: Mitglied des Provinzial-Verwal-

^. 1. ^ tungsraths Freiherr von Solemacher.
Der Referent verliest zunächst den gedrucktenBericht des Prouinzial-Verwaltungsraths,

gemäß welchem derselbe folgende Anträge stellt:
Hoher Landtag wolle

1. dem hier beigefügtenNachtrag zn dem Regulative für die Organisation der
provinzialständischcu Verwaltung vom 27. September 1871 seine Zustimmung ertheilen
und denselben Sr. Majestät dem Könige zur AllerhöchstenGenehmigung und Voll¬
ziehung unterbreiten.

2. Die Anstellung eines Lcmdcsdirectorsauf sechs Jahre mit einem jährlichen
Gehalte von 12,000 Mark und freier Dienstwohnungin: zu erbauenden Ständehause,
resp, bis zu deren Fertigstellungeine Miethsentschädigungvon 3000 Marl jährlich zu
gewähren, beschließen,

3. Die Wahl des Landesdirectors vornehmen und demnächst die Bestätigung
durch Se. Majestät den König erbitten.

Der Referent bemerkt fodanu, bevor der I. Ausschußiu die Prüfung des Antrags des
Provinzial-Verwaltungsrathes eintrat, hielt derselbe, davon ausgehend, daß nach §. 4 des Regu¬
lativs vom 27. September 1871 die Leitung der Proviuzial-Verwaltung auf den jetzigen Marschall,
Fürsten zu Wied, übergegangensei, es für geboten, Seine Durchlaucht anzufragen, ob dieselbe«
nicht geneigt seien, die Verwaltung, wie es von den Vorgängern bisher geschehen,fortzuführen, und
glaubte der Ansschußden Intentionen des hohen Landtages zu entsprechen, indem er den in der
Sitzung anwesenden Herrn Marschall ersuchte, im Interesse und zum Wohl der Provinz sich dieser
Mühewaltung unterziehenzu wollen.

Der Fürst zu Wied erklärt jedoch: „daß es ihm zu seinem lebhaften Bedauern un¬
möglich fei, die Gcfchäfteder Provinzial-Verwaltnng nach den bestehenden Reglements fortzuführen,
da er nicht nach Düsseldorf ziehen könne, um fich, wie er es für einzig richtig halte, ganz den
Interessen der Provinz zu widmeu, daß er aber auf der auderu Seite, eiuem Beamteu, den er
selbst nicht gewählt habe, auf feine, des Marschalls Verantwortung hin, die Geschäftsführunguicht
überlassen könue."

Nachdemder Vorsitzende Namens des Ausschusses ausgedrückthatte, wie sehr es bedauert
werden müsse, daß die obwaltenden Umstände Seine Durchlaucht verhinderten, sich der Leitung
der laufenden Vcrwaltnugsgeschäftezn unterziehen,schritt der Ausschußzur Berathung der Vorlage.

Der vom Proviuzial-Verwaltuugsrathe beantragte Nachtrag ;um Regulativ gab nur zn
unwesentlichen, meist redaktionellenAenderungenVeranlassung. Drei Mitglieder erklärten in der
Minorität gestimmtzu habeu und behielten sich die Motivirung ihres Votums für das Plenum vor.

Hiusichtlichder dem Landes-Direttor bis zur Fertigstellungsciuer Dienstwohnungzu ge¬
währenden Miethscntschädigungbeantragt der Ausschuß, dieselbe auf jährlich 4000 Mark festzusetzen,
nachdem von sachtnndigerSeite in überzeugendster Weise dargelegtworden, daß unter dieser Summe
eine entsprechende Wohnung in Düsseldorfnicht zu beschaffen fei.

Der I. Ausschußschlug demnachdem Landtage vor, den amendirteu Entwurf des Pro¬
vinzial-Verwaltungsrathes anzunehmen.



Der Marsch all eröffnetedie General-Diskussion.
Der Abgeordnete Dietze erklärt, daß er zu den drei Mitgliedern, die in der Minorität

gestimmthaben, gehöre. Er habe geglaubt, aus zwei Gründeu gegen, den Antrag stimmen zu müssen,
aus einem äußeren und einem innern Grunde. Der äußere Grund sei der, daß ihm erst am
20. März die Einladung zum Landtage zugegangen sei und er erst jetzt erfahren, daß der Herr
Marschall nicht in der Lage sei, die Verwaltung fortzuführen, und es sich darum haudle, ciuen
Landcs-Direktorzu wählen. Der innere Gruud, der ihu bestimme, gegen den Antrag ;n stimmen,
liege in dem Mangel einer zeitgemäßen Provinzial-Ordnung, auf Gruud deren die Wahl vorzu¬
nehmen wäre. Nun solle nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsrathes, wie auch des Aus¬
schusses,der Lcmdes-Director auf 6 Jahre gewählt werdeu, er glaube aber uicht, daß sich ein
geeigneter Mann finden dürfte, für eine so kurze Zeit dieses Amt zu überuehmeu. Aus allen
diesen Gründen bitte er die Versammlung,die Wahl nicht zu vollziehe», sondern Se. Majestät den
König zu bitteu, durch einen Commissardie Geschäfte fortführen zu lassen. Da die Nheinprovinz
noch nicht im Besitze einer neuen Provinzial-Ordnuug sei, so werde mau diesen Vorschlagnicht als
ein tWtiinoniuin ^lm^erwtiz für die Provinz ansehentonnen.

Der AbgeordneteKunz schließt sich dem Antrage des Vorredners an, von der Wahl
Abstand zu nehmen und spricht sein Vedaueru darüber aus, daß der Verwaltungsrath diese Ange¬
legenheitnicht in der Presse zur Sprache gebracht habe.

Der AbgeordneteFrhr. v. G cyr- S chwepp enburg glaubt dcu Provinzial - Verwal¬
tungsrath gegen diesen Vorwurf in Schutz uehmen zu müsseu, deu» derselbe sei gar nicht in der
^agc gewesen, offizielleMittheilungen in dieser Angelegenheit machen zu könucu, deun der Ver-
waltungsrath habe selbst erst vor Kurzem die Mittheilung erhalten, daß Sc. Majestät gewillt sei,
den Landtag jetzt einzuberufen.

Der Abgeordnetev. Heister erklärt in Uebereinstimmungmit dem Vorredner, daß man
dem Verwaltungsrathe nicht zumuthcu köuue, durch die Presse mit dcu einzelnenMitgliedern zu
eommunizireu, uameutlich wegen der Institution der Stellvertreter und weil der Landtag, wenn
nicht einberufen, überhaupt uicht existire.

Der Abgeordnete Courth bemerktzur Geschäftsordnung,daß die gegen die Wahl geltend
gemachten Gründe nicht hindern könnten, in die Diskussionüber die Wahl des Landes - Direktors
einzutreten, es sei deun, daß noch ein Vertagungsantrag gestellt werde.

Der Abgeordnete Schröder führt in Bezug auf die gcgcu die Wahl erhobenenEin¬
wendungenaus, daß es gegenüberdeu Anträgen des Provinzial-Verwaltungsrathes uur Sache des
Ausschusses sei, Anträge zu stelle«.

Der Marsch all schließt die General - Diskussion und eröffnet die Spezial - Diskussion,
zunächst über die Eiulcituug zu dem Nachtrage des Regulativs für die Organisation der Verwaltung
des Provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischen Anstalten in der Nheinprovinz
vom 27. September 1871, lautend:

„Die im ß 4 deö mittelst Allerhöchsten Erlasses vom 27. September 1871 (Gcs.°S. S.
469) genehmigtenRegulativs für die Orgauisatiou der Verwaltung des provinzialständischen Ver¬
mögens und der provinzialständischen Anstalten in der Nheinprovinzenthaltene Bestimmung, wonach
der Landtags-Marschallund in dessen Verhinderung der Stellvertreter desselben die ständische Ver¬
waltung nach Anßen und vor Gericht vertritt, Namens derselben mit Behörden und Privatpersonen
verhandelt, den Schriftwechselführt und alle Schriftstücke zeichnet, wird hierdurchabgeändert
wie fo<gt:"

4
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Da sich kein Widerspruch dagegen erhebt, wird zu Art. 1 übergegangenund das erste
Alinea desselben zur Diskussiongestellt. Dasselbe lautet:

„Zur Besorgung der laufeudeu Verwaltuugsgeschäftewird ein besoldeter Landes-Direktor
angestellt, welcher vom Proviuzial - Landtag zu wählen und vom Konige zu bestätigenist."

Der AbgeordneteDietze erklärt, daß er damit einverstandensei, daß zur Besorgung der
laufenden Geschäfteein Lanoes-Direktorangestelltwerde, nur sei er dagegen, daß derselbe jetzt durch
den Proviuzial-Landtag gewählt werden solle. Sein Antrag gehe dahin:

Der Hohe Landtag wolle
1) dein hier beigefügtenNachtrag zu dem Regulativ für die Organisation der proviu-

zialstäudischeu Verwaltung vom 27. September 1871 seine Zustimmung ertheilen
und denselbenSr. Majestät dem Könige zur AllerhöchstenGenehmigungund Voll¬
ziehung unterbreiten;

2) n. beschließen, Se. Majestät den König zu bitten, bis zum Erlaß einer neuen
Provinzial - Ordnung für die Rheiuproviuz die Ansübuug der Besorgung der
laufenden Verwaltuugsgeschäfteeines Landeö-Direltors, wie solche im §. 4 des
Regulativs vom 27. September 1871 und dem hier beigefügtenNachtrag zu
demselben bezeichnet sind, einem von der Königl. Staatsrcgieruug zu ernennenden
Commissarzn übertragen;

l). beschließen, die Feststellungeines Gehaltes für die Besorgung dieser Verwaltnugs-
geschäfteder Vereinbarung zwischendem Provinzial - Vcrwaltuugsrath und der
Königl. Staatsregierung zn überlassen.

Der Referent bemerkt, daß über diesen Antrag erst bei der Diskussionvon Nr. II
verhandelt werden könne.

Dvr Abgeordnete Bach ein hält es für nothwendig,erst die Prinzipienfrage zu entscheiden
und hier sei die Stelle, sich darüber schlüssig zu machen.

Der AbgeordneteIentgcs schließt sich der Ausführung des AbgeordnetenDietze an,
von der Wahl jetzt Abstand zu nehmen, und glaubt ebcufalls, daß diese Frage bei Nr. I entschieden
werden müsse.

Der Abgeordnete Kunz stellt das Äincudeincnt:
Der Hohe Landag wolle beschließen,

1) dem hier beigefügtenNachtrag zu dem Regulativ für die Organisation der proviu-
zialstäudischeu Verwaltung vom 27. September 1871 seine Zustimmung zu ertheilen
und denselben Sr. Majestät dem Könige zur Allerhöchste«Genehmigungund Voll¬
ziehung zu unterbreite»;

2) eineu Landes - Direktor anzustellenmit einem jährlichen Gehalte von 12,000 Mark
und freier Dienstwohnung im zn erbauenden Ständehause, resp, bis zn deren Fertig¬
stellung eine Miethscntschädiguugvon 4000 Mark jährlich zu gewähren;

l>) Se. Majestät den König zu bitten, bis zum Erlasse der neuen Provinzial-Ordnnug
für die Rheinprovinz die Geschäfte des Landes Direktors einem vou der Königlichen
Staatsregierung zu ernennendenCommissarzu übertragen.

Der Abgeordnete v. Eyuer n hebt hervor, daß der Landtag sich nicht des Rechtes begeben
dürfe, den «cmdes-Direktorzn wählen; dieses Recht überhaupt habe auch wohl Herr Dietze nickt
preisgeben wollen.

Der AbgeordneteIentgeS tritt dieser Ansicht entgegen mit dem Bemerken,daß man in
der Zeit vou 14 Tagen nicht in der Lage sei, sich nach einer geeignetenPersönlichkeit umzusehen
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Ordnung hervorgehensoll, und da für du ^ycmr^ , K,M treten können,
so werde frnhestens in 4 oder 5 Jahren die neue P"^'" '^"" ",."/^ von der Wahl
Es würde daher entschiedenein t,e«tw«uwin ^erwt,« se.n, wenn man ietzr
eines Landes-DirektorsAbstand nehmen wolle. ,m«,diren daß

°rl,.!.n »,..., i,,..« w.° »,, di° R°»«,»!i»< ».»»>,.',' !m> «„>.<», IU!»,W«
,n,l >.m »»Mich! nicht »!iz!chl.!>, , ,, ,,^

M.»« Dich, »m .».>....!.«. «ch ...» .chm «>i,,.» ..« «, ' °""»'7 « «'°^ ^,

^ '"" '^ "ch»U °M.., .>,. P>«„,., ,».... «ch d>° A«,«.,'. ... »,I «, : «lch.

,,z».«.,».««,... '»«''"'^«"'7 '''^ N»>^°2.a».zu
soldetcr Land es-Director augestellt, welcher vom p
wählen und vom Könige zn bestätigen ist.

Dem Laudes^Direetor kounen nach Bedürfniß «^ an e o^,
Beamte zugeordnet werden, deren Anstellung durch den Provrn,:al,Ber

^Di^^

"^'^ kälter uud 'molumente des Lande^Direetor« u..

ge^N^^
tage bestimmt. ^ .. ,^vn Beamten werd cu v o n

Der Landes^Director und d:e andern ob rn Beam'
demLaudtags-Marschalle in ihre Aem ter eingeführt uud ver eld.g

Der Artikel 1 wird angenommen.

Der Marschall eröffnet die <^ch,fte der Berwal-

verhandelt Nameus derselbe» mit ^^'"'" ""
den Schriftwechsel und zeichnet alle S chrlftstucke. ^
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Im Ucb rissen wird der Umfang der Amtspflichten des Landes-
Directors und der andern oberen ständischen Beamten, sowie ihre gegen¬
seitige dienstliche Stellung nnd ihre Vertretung von dem Provinzial«V er
wa ltungs rathe durch besondere G eschäfts- Instructionen geregelt, deren
Oen ehmiguug dem Prov inzial'Landtage vorbehalten bleibt.

Diese G eschäfts - I n st ruc tio uen bestimmen auch, in wie weit die
Befugnisse des La»des-Directors für einzelneVerwaltungszweigevonde«
mit der speziellen Bearbeitung derselben beauftragte« oberen Beamten
<Art. I) selbstständig wahrzunehmen sind."

Der in seinen einzelne»Theilen zur AbstimmunggebrachteArt. 2 wird angenommen.
Hierauf bringt der Marsch all diesen Nachtrag gemäß des vom Provinzial Verwaltnngs'

rathe gestellten Antrages I, welcher lautet,
Der hohe Landtag wolle

1, dem hier beigefügte«Nachtrag zu dem Regulative für die Organisation der
proviuzialständisckc« Verwaltung vom 27. September 1871 seine Zustimmungertheilen
und denselben Sr. Majestät dem Könige zur AllerhöchstenGenehmigung nnd Voll'
zichnng unterbreiten,

im Ganzen zur Abstimmung.
Der Autrag wird genehmigt.
Der AbgeordneteDietze trägt darauf an, statt Nr. II zunächst Nr. III zur Abstim

mung zu stellen, mn hier die Prinzipienfrage zur Entscheidungzu bringen.
Der AbgeordneteKunz bemerkt, daß sein Amcndcmentmit dem Antrage Dietze ziemlich

übereinstimmeund empfiehltdasselbe zur Annahme.
Nachdem auf die Frage des Marschalls sich das Hans damit einverstanden erklärt

hat, Nr. III zunächst zur Diskussionzu stelle», wird die Diskussionüber Nr. III eröffnet: „Die
Wahl des Laudcs-Directors vorzunehmen und demuächstdie Bestätigung durch Seine Majestät
den König zu erbitten."

Der AbgeordneteDietze befürwortet nochmals seinen Antrag, für jetzt von der Wahl
eines Lcmdes-DirectorsAbstand zu nehmen.

Der Abgeordnetev. Heister hält die von Herrn Dietze angeführte« Gründe für nickt
zutreffend, denn nach einem schon seit 3 Jahren andauernden Provisorium müsse endlich ein Defi-
nitivum geschaffen werden und man brauche die neue Provinzial-Ordnnng nicht erst abzuwarten,
durch welche die gegenwärtige«Zustände nicht in dem Maße verändert würden, um die Wahl
des Landes-Directors aufzuschieben. Außerdemstehe die Einführung der neuen Provinzial-Ordnung
noch nicht sobald bevor.

Der AbgeordneteBachem bemerkt zur Geschäftsordnung, daß über den Antrag Dietze
als den am weitestengehenden zuerst abgestimmtwerde« müsse.

Der Referent erwidert hierauf, daß der Autrag des Provinzial-Verwaltungsraths, den
der Ausschußzu dem seinigen gemacht habe, die Priorität vor dem von einem andern Mitgliede
eingebrachte,,Autrage haben müsse und er beantrage die namentlicheAbstimmungüber den Antrag
des Verwaltungsraths.

Der Marschall schließt die Diskussion und nach nochmaliger Verlesung des Antrages
des Ausschusses und der dazu gestellten Amendemcnts wird zur Abstimmung geschrittenund zwar
zunächst über den Autrag des Ausschusses in namentlicherAbstimmung.
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Es haben
mit I a die Herren:

A. Aldringen
A, Vachem
Dr. Bauerband
Peter Becker
Graf Behssel-Gymnich
I. Blnm
Frh, v. Bourscheidt
I. v. Bonninghausen
9t. Vremig
Fr. Broich
H. Courth
Frh. C. v. Eerde
W. v. Eynern
C. Franoux
Frh. A. v. Fürsteuberg
Frh. Fr. L. v. Fürstenberg
Graf O. v. Fürstenberg-Stammheim
Frh. v. Geyr-Schweppenburg
Graf A. v. Vollstem
I. Gymnich
Bruno v. Heister
Graf A. Hompesch-Ruhrig
Franz Horster
I. Horst
A. Iagenberg
I. Iansen
M. I. Kreuzberg
I. Lavrchseu
Frh. Fr. v. Los
Frh, E. v. Los
Frh. C. v. Los
Graf v. Wolff-Mettcruich
Graf I. W. v. Mirbach
I. PH. Müller
H. Mund
Frh. C. v. Mylius
Graf Ztefselrodc-Ehrcshoven
M. I. Paulssen
W. Rauteustrauch
C. v. Ruys
Seul
Frh. v. Solemacher-Antweiler
Graf v. Schaesberg

gestimmt
mit Nein die Herren!

Th. Böninger
I. W. Caesar
Th. Dietzc
A. W. Hardt
O. Hilger
W. v. Hövel
W. Ientgcs
0. C. Immich
H. Klinz
A. Maas
W. Münster
W. Prinzen
1. B. Reusch
Sahler
C. Schlachter «sn.
R. Schmidtborn
W. Schüler
Fr. Struuck
H. Trapp
I. H. Weidt
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mit Ja die Herren:
Frh. v. Schell
C. A. Schröder
Graf A. u. Spee
Graf Franz v. Spee
Frh. E. v. Spies-Äüllesheim
Frh. v. Wulffen-Wenge
Fürst zu Salm-Dyck
Prinz Albrecht zu Solms
Fürst v. Hatzfcldt
Fürst zu Wicd.

Gefehlt haben die Herren:
I. F. Bernsan, N. Billen, F. A. Kockcrols, A. Lambertz und I. Müller.
Der Marschall erklärt, daß der Antrag des Ausschusses mit 53 gegen 20 Stimmen

angenommenist, und daß damit die beiden AmendementsDietze und Kuuz gefallen sind.
Hierauf wird die Diskussionüber Nro. 2 eröffnet; die Anstellungdes Landes-Direktors

auf 6 Jahre.
Der Abgeordnetevom Hövel stellt das Amendement:

Bei Nro. 2 zwischen „die Anstelluugeines Landesdirektors"uud „auf 6 Jahre"
eventuell eiuzuschiebeu:
„für die Zeit bis zur Einführung der neueu Proviuzial-Ordnung eventuell längstens."

Der Abgeordnete Courth schließt sich diesem Antrage an.
Die AbgeordnetenFreiherr von Geyr-Schweppenburg, von Heister, Schröder

und der Referent erklären sich gegen das Amendement,denn der Zeitraum von 6 Jahren- müsse
als das äußerste Minimum angesehen werdeu.

Der Marsch all bringt den Antrag des Ausschusses„die Anstellung eines Landes-
direttors auf 6 Jahre" zur Abstimmung und wird derselbe angenommen. Damit ist das Amen¬
dement erledigt.

Der Marsch all stellt nuu den Antrag „das jährliche Gehalt des Landesdirektorsim
Betrage von 12,000 Mark und freier Dienstwohnung im zu erbauenden Ständehause resp, bis zu
deren Fertigstellung eine MiethScutschädigungvou 3000 Mark jährlich zu gewähren", zur Diskussion.

Der Abgeordnete Dietze schlägt vor, diese Summen zu erhöhen nnd bemerkt,daß er im
Ausschusse den Antrag wieder aufgenommen habe, die Miethscntschädigungauf 4000 Mark zu
bemessen.

Der Marsch all bringt den Autrag auf Gewährung von 12,000 Mark Gehalt und
einer Miethöentschädiguugvon 4000 Mark zur Abstimmung.

Der Antrag wird angenommen.
Der Marsch all erklärt damit diese Vorlage für erledigt. Die Wahl des Landesdirek¬

tors werde in den nächsten Tagen erfolgen.
Abänderungder Ge- Nach einer kurzen Pause wird die Sitzung wieder eröffnet uud erstattet der Abgeordnete
den PrwMzial-Ver^ Schröder das Referat des Provinzial-Verwaltuugsraths, betreffend
waltunsss-Nathund a. die Veränderung der Geschäftsordnung für den Provinzial-Verwaltnngsrath der

fUrdenLandes-Direcwr >)iyemprovmz,
und die ihm zugeord- b. die Gcschäfts-Instructiouenfür den Landes-Direttor der Rheinprovinz uud die ihm
neten obere» Beamte». ^ ^ <. «> ^zugeordnetenoberen Beamten.
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Derselbe verliest demnächst das Referat des I. Ausschusses;dasselbe lautet:
Die von Seiten des Proviuzial-Verwaltungsrathes vorgelegteGeschäftsordnungist in der

größten Zahl ihrer Bestimmungen identisch mit der in der Sitzung vom 20. September 1872
genehmigtenund bei ihrer Anwendungals praktisch befundenen Ordnnng. Die eingeführtenAbän¬
derungen, wie der Zufatz sud 0. ß. 1 betreffend die Antorisation des Verwaltungsraths zu selbst¬
ständiger Verfügung über Vermögens- und Werthobjecteund die Streichung des in dem ß. 7 der
bisherigen Geschäftsordnung enthalteneu 1. Alinea hat der Ausschuß des hoheu Landtages für
ebenso begründet, wie nothwendigertannt, da es in der Natur der Sache liegt, daß der Provinzial-
Verwaltnngsrath uur im Besitz der sul) !,. ß, 1. gegebene» Bcfuguissein der Lage sein kann, die
Interessen der Provinz nach allen Richtungen zu föroern und zu wahren, und den an die Provin-
zial-Verwaltung zu stellenden Ansprüchengerecht zu werden, und da die in Alinea 1 des Z. 7 dem
Marschall ertheilt gewesene Exekutive auf deu Landcö-Direktorübergegangen sei.

In der Löschung des Wortes „Versammlung" in Alinea 1 des ß. 3 erkennt der Ausschuß
eine korrektere Auödrncksform, indem der Venvaltungsrath selbstredend nur, wenn er versammelt
'st, in Wirksamkeit tritt.

Die Erhöhung der Neisekostenvergütuug ans 4 Mark 50 Pfg. für jede Meile Landweg
und auf 3 Mark für den Zu- und Abgang an Eisenbahnenund Dampfschiffen findet der Ausschuß
durch die Theuerungsverhältniffe, nnd znr Herstellung einer Gleichmäßigkeitmit den allgemeinen
gesetzlichenNormalsätzengerechtfertigt.

Der I. Ausschußder zum 23. Provinziol-Landtageversammelten Stände schlägt daher dem
hohen Landtage vor, der von dem Provinzial-Verwaltungsrathe vorgelegtenGeschäftsordnungfür
den Provinzial-Verwaltungsrath seine Zustimmung ertheilen zu wollen.

Bei Prüfung der von dem Provinzial-Verwaltungsrathe dem hohen Landtage zur Be-
schlußfaffuuguutcrbreitetcu Gcschäfts-Instruction für den Landesdirektornnd die ihm zugeordneten
oberen Beamten, erachteteder Ausschuß zunächstmit Rücksicht darauf, daß diese Instruction sich
wesentlichan den Inhalt des die Befugnisse des Lcmdes-DirektorsregelndenNachtrages zu dem
Regulativ vom 27. September 1871 besondersdes Art. 2 anlehne, als dessen summarische Wie¬
derholung sich der tz. 1 darstelle, diese Beziehung durch Zusatz der Anführung (cfr. Nachtrag Art. 2)
hervorheben zu muffen.

Zu ß. 2 Aliuea 2 schlägt der Ausschuß die Streichung der Worte „nnd die ihm zuge¬
theilten oberen Beamten" vor, indem die Fassung zn der nach Mittheilung des Referenten des Pro-

> Vinzial-Verwaltungsraths von letzten» nicht gewellten und nach Ansicht des Ausschusses unzulässige!,
Deutung führen könne, als ob hier dem oberen Beamten eine gleiche Selbstständigteit, wie dem
Landes-Direktor selbst gewährt werden solle, eine Qualität, die mit der dem Landcs-Dircktorauf
erlegten Verantwortlichkeitim Widerspruchstehe, das Subordinations-Vcrhältniß der oberen Beam¬
ten zum Landes-Direttor aufheben und letzterem die Leitung des Geschäftsgangeserschweren würde.

Der Ausschuß ist der Meinung, daß die Worte „nach Maßgabe" statt „nach näherer
Anleitung" geeigneterseien zur Bezeichnung der präcisen, logischen Handhabung der in der Instruk¬
tion gegebenen Vorschriften.

Aus Alinea 3 des §. 2 dürften die Worte „in gleicher Weise für die Mitglieder desselben"
zu entfernen sein, da die vorliegende Geschäftsordnungnur Normen für die in ocr Ueberschrift
genannten Beamten, keineswegsaber für die Mitglieder des Verwaltuugsraths bezwecke.

In ß. 4 al. 2 sei statt 10 Thlr. „30 Mark" zu sagen.
In 8.1. 2 des §. 4 erachtete der Ausschuß für angemessen, statt „entsprechende Kosten"zn

setzen: „entstandeneKosten".
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Dem »I. 1 des §. 9 beantragte der Ausschuß die Fassung zu gebe»
„die Angelegenheitender proviuzialständischenCentral-Verwaltung können in Abthei¬
lungen bearbeitet werden, deren Bildung auf Borschlag des Laudes-Direktors durch den
Provinzial-Verwaltungsrath erfolgt"

und al. 3 und 4 zu streichen.
Der Ausschuß konnte sich zunächst nicht von der Nothwendigkeitder sofortigen Bildung

vorbcstimmterAbtheilungenüberzeugenund war der Meinung, daß es der Einsichtund den Erfah¬
rungen des Landes-DirektorSüberlassenbleiben müsse, einstweilendie notywendigen organisatorischen
Maßregeln bezüglich des Geschäftsgangesfowie der Vertheiluug und Behandlung der Geschäftezu
treffen und daß dies zur freien Bewegung desselbeninnerhalb seines Geschäftsbereichesunbedingt
nothwendigsei. Wenn man nun auch mit Annahme dieser Fassungsäuderung die beiden letzten
alinea« von selbst als gegenstandsloshalten müsse, so glaubte der Ausschuß doch noch seiner Ansicht
bezüglichderselben dahin Ausdruck geben zu müssen, daß die Auferlegungder Verpflichtungzur
Uebernahme gewisser Arbeiten wie die Dokumentirung eines Mißtrauens in die Thätigkeit des
Landes-Directors erscheine, welches um so uugerechtfertigtcrsei, da der Landes-Direktor unter stän¬
diger Controlle des Marschalls und des Provinzial-Verwaltungsrathes arbeite, daß es aber ein
Eingriff in die Autorität des Laudes-Direktors sein würde, demselben die Befuguiß zu entziehen,
selbstständig die Beamten mit den Geschäftenzu betraueu, für die er sie geeignet erachtet.

Die Streichung der Worte „in den Abtheilungen" in ß. 10 gehe aus der neue» Fassung
des ß. 9 hervor, ebenso wie die Streichung der ßß. 11, 12 und des zweiten alineas des Z. 13,
wodurchder ß. 13 die Nr. 11 uud ß. 14 die Nr. 12 erhalten muß.

Der erste Ausschuß schlägt dem hohen Provinzial-Landtagevor, die Annahme der Geschäfts-
Instrultion für den Landes ^Direktor uud die obere» Beamten in der Fassung, wie sie aus den
Berathungen desselben hervorgegangen,beschließen zu wollen.

Der Marschall eröffnet die Gcncral-Distussiou und da sich Niemand zum Wort meldet,
wird in die Spezial-Diskussioneingetreten.

Der Eingang der Geschäftsordnuugwird genehmigt.
Hierauf wird die Distussiou über al. a. des §. 1 eröffnet.
„Der Beschlußfassungin der Versammlnng des Proviuzial-Verwaltnugsrathcs uutcrliegen,

soweit diese nicht dem Proviuzial-Landtagevorbehalten ist, folgendeGegenstände:
a) Wahl der auf Lebenszeit oder auf Zeit definitiv anzustellendenBeamten der proviuzial¬

ständischen Verwaltung;
Wird genehmigt.

Das aliuen, d lautet:
b) der An- und Verkauf von Grundstücken, soweit dieselben im einzelnenFalle den Werth

von 10,000 Mark nicht übersteigen, der Umtausch oon Grundstücken,die Ausleihung
und Kündigung von Kapitalien, soweit nicht durch bestehende oder noch zu erlasfeude
Reglements für die Spezial-Verwaltuug zum Voraus Festsetzungengetroffen worden,
Cesfionen, Pfandentsagungcn, die Anstellung von Prozessen,der Abschluß von Vergleichen,
die vier letzten Kategorien jedoch nur soferu der Gegeustand des Provinzial Verwaltungs-
Interesses 3000 Mark übersteigt, und endlich die Anerkennung der Verpflichtungdes
Lcmdarmeuverbaudeszur Gewährung von Beihülfen an unvermögende Orts-Armenverbände
(ß. 36 des Ausführuugs-Gesetzesüber den Unterstützuugs-Wohnsitz vom 8. Mär; 1871,
Gesetz-SammlungSeite 130);



Der Abgeordnete Bachem beantragt die bei dem Kauf von Grundstücken auferlegte Be»
schränkung auch auf den Umtanfch auszudehnen.

Der Abgeordnete Freiherr v. G eyr-Vchweppenburg erklärt, daß fich im Laufe der
Zeit durch die früher beliebte Beschränkung Uebelstände ergeben hätten und daher fei in dein neuen
Entwürfe diese Bestimmung aufgenommen worden.

Der Abgeordnete Bremig tritt den Ausführungen des Herrn Bachem entgegen.
Der Umtausch stoße in der Praxis auf viel größere Schwierigkeit«! und fei nicht von dem

Willen des Käufers und Verkäufers abhängig.
Der Abgeordnete v. Eyneru beantragt, die Summe von 10,000 Mark auf 20,000

Mark zu erhöhen.
Der Marschall bringt das Nmendcinent des Abgeordneten Bachem zur Abstimmung,

die Befugniß zum Umtausch vou Gruudstückeu auf den Werth von 10,000 Mark zu beschränken.
Das Amendement wird abgelehnt, desgleichen das Amendemcnt des Abgeordneten von

Eyuern.

Der Antrag des Ausschusses wird angeuommcn.
Die Alinea c,—K lauten:
0) die Entwürfe der von dem Provinzial-Landtage festzustelleudcu Etats;
6) die 3tcvision der Iahres-Rechnnngen und Entgegennahme der Motivirmig der allen-

fallsigen Etatsüberschreitnngen;
e) alle dem Provinzial-Landtage über die ständische Verwaltung zu machenden Vorlagen;
1) die Bewilligung von Remunerationen, Unterstützungen für ständischeBeamte und die

Pensionirung derselben nach den von dem Provinzial-Landtage aufzustellenden Grnndsätzen;
8) die Erstattung der Iahres-Verwaltungs'Berichte;
1>) alle zu den laufenden Geschäften gehörigen Angelegenheiten, welche der Beschlußfassung

zu unterbreite« der VorsitzendeLandtags-Marschall und der Landcs-Director für ange»
'"essen finden.
Wird angenommen.

Die ß. 2, 3, 4, 5, 6 und 7 werden einzeln zur Abstimmung gebracht und genehmigt.

s- 2.
Der versammelte Provinzial-Vcrwaltuugsrath controlirt die gcsammte ständische Ver¬

waltung und ist daher berechtigt, darauf bezügliche Beschlüsse zu fafsen, fich von der Ausführung
seiner Beschlüsse Ueberzeugung zu verschaffe» und zu diefem Zweck die Acten einzusehen und
Kommissare aus seiner Mitte zu ernennen.

s. 3.

Die Beschlüsse des ProvinziabVerwaltuugsraths werden nach einfacher Stimmenmehrheit
der erschienenen und abstimmenden Mitglieder gefaßt.

Bei Stimmcnglcichhcit entscheidet der Vorsitzende. Zur gültige» Beschlußfassung ist die
Anwesenheit von 8 Mitgliedern des Verwaltungsraths incl. dcs Vorsitzenden nothwendig. Bei der
zweiten Einladung ist jede Zahl der Erschienenen indessen ausreichend.

Für die Wahlen dcr Beamten finden die Vorschriften in den tzß. 1 und 4 bis incl. 9
des Reglements über das Verfahren bei den ständischen Wahlen vom 22. Juni 1842 Anwendung.

Die Zusammenbcrnfuug der Mitglieder dcs ProviuziabVcrwaltungsraths geschieht schriftlich
unter Angabe der Berathnngsgegenstände, so oft es die Geschäfte erfordern und mindestens einmal

5
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im Jahre. Sie muß erfolgen, sobald es von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird. Mit
Ausnahme dringender Fälle muß die Znsammenberufung 14 Tage vorher stattfinden.

Beabsichtigte Anträge von Seiten der Mitglieder sind dem Landtags-Marschalle möglichst
so zeitig vorher in kurzer Fassung einzureichen, daß deren Mittheilung an die übrigen Mitglieder
erfolgen kann. ' .

8- 5.
Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Versammlungen des Proviuzial-Verwal-

tnngsraths nnd handhabt die Ordnung in denselben.

Die Beschlüsse sind mit Angabe der dabei gegenwärtig geweseneu Mitglieder schriftlich
abzufaffeu und sowohl von dem Vorsitzenden, als auck den Anwesenden oder doch wenigstens von
zwei Mitglieder« zu untcrschreibeu.

8- ?.
Der Laudtagö-Marschall ist befugt uud verpflichtet, in den zur Compctenz der Versammlung

des Proviuzial Verwaltungsraths gehörigen Angelegenheiten, welche so eilig sind, daß eine Zusam-
menbcrufuug der Verwaltungsraths - Mitglieder nicht stattfinden kann, felbstständig zu verfahren,
muß aber die Mitglieder alsbald von dem Veraulaßteu benachrichtige» nnd deren Zustimmung
einholen.

Die 8- 8 —13, in welchen die Fassung dieselbe ist wie in dem früheren Regulativ,
werden 6i> LIc,o angenommen.

8. 8.
Die Mitglieder des Provinzial-Verwaltuugsraths find verpflichtet, die Referate und Vor¬

bereitungen der Beschlüsse, welche ihnen vom Landtags-Marschalle übertragen werden, zu über¬
nehmen.

8- 9.
Der Provinzial-Verwaltungsrath ist befugt, zur Vorberathung einzelner Gegenstände Com-

missioneu niederzusetzen nnd Commissare zu ernennen uud sowohl deu Commissionen als auch den
Commissareu den Landes ° Dircctor oder andere ständische Oberbeamte beizuorduen. Sofern der
Landcs-Director den Commissionen uuter Assistenz eines Oberbeamten nicht selbst beiwohnt, erfolgt
die Bezeichnung des Oberbeamten, welcher den Vorberathnngcn beizuwohnen hat, durch deu
Landes - Direetor.

Die Commissionen-zur Vorberathuug einzelner Gegenstände wählen sich ihren Vorsitzenden
selbst und können einen ständischen Bureaubcamteu zur Protokollführuug zuziehen, der alsdann von
dem Landes-Director bezeichnet wird.

8- 10.
Der Landes - Direetor und die stäudischcu Obcrbccnntcn nehmeu au deu Sitzuugen des

Proviuzial-Verwaltungsrathö mit berathender Stimme Theil und übernehmen auf Erfordern des
Landtags - Marschalls Referate, fosern der Provinzial-Verwaltungsrath nicht Berathung ohne Zu¬
ziehung vou ständischen Beamten besonders beschließt.

Ebenso können die übrigen ständischen Beamten zu Referate» und Führung des Protokolls
zu den Sitznngeu des Proviuzial - Verwaltungsraths zugezogeu werden.

8- 11-
Die Beschlüsse des Prouinzial-Verwaltungsraths werden, so weit er dieselben nicht un¬

mittelbar und selbst ausführt, durch den Landtags-Marschall dem Landes-Director zur Ausführung
überwiesen. Die Verfügungen uud Correspoudenzen, welche der Provinzial-Verwaltungsrath in
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Ausführung seiner Beschlüsse selbst erläßt, sind nach Anordnung des Vorsitzenden entweder von dem
Ne ^ f lls diese Mitglieder des Provinzial - Verwaltungsrat s ,md o er
dulden Landes Director oder einem von diesem zn bezeichnende«saudischen Beamten abzufassen
und dem Provinzial-Verwaltnngsrath resp, seinem Vorsitzenden znr ^ignatnr vorzulegen

Die Bestallnngeu der vou dem Proviuzial - Verwaltungsrathe ernannten Beamten werden
stets >von dem Landtags - Marschalle vollzogen.

§. 12.

Die Vesorguug aller Bureau- uud Registratnrgeschäfte des Pr°vmzml-Verwaltnug ach«
erfolgt durch das Bureanpersonal des Landes-Direetors uuter dessen Anwe.ung nnd "Wch >g
den laufeudeu Geschäften der Verwaltung uud die Schriftstücke derselben werden >n d"M "'
Abtheilung der Registratur des Landes-Direetors uiedergelegt uud aufbewahrt, welche das Haupt-
intcreffe dabei hat.

» 8> 13.

Die Vertretung der provinzialständischen Verwaltuug nach Außeu nnd vor Gericht durch
den Landes-Direetor resp, seinen Vertreter geschieht ohne Rücksicht ans die m der gegenwärtigen
Geschäftsordnung cnthalteuen Competenzbestimmungen.

Die ß. 14 und 15 werden ebcufalls angenommen.
ß. 14.

Die Mitglieder des Provinzial-Verwaltungsraths, welche alle in dieser Eigenschaft chuen

obliegenden Geschäfte «nentgeltlich besorgen, erhalten für jeden Reise- resp. ^
12 Mark uud au Reisetosten eine Vergütnng vou 4,50 M. für ,ede auf dem «" ge z ck-
gelegte Meile oder vou 1 Mark auf jede Meile bei Beuutzuug vou E.feubahnen oder Dampf-
schifft sow.e in letzterem Falle an Nebenlosten für den Zu- nud Abgang an der Eisenbahn oder
dem Dampfschiffe 3 Mark.

Soweit diese Geschäftsordnung keine'speciellen Bestimmungen enthält, ist dieselbe ihrem
Inhalte entsprechend durch Beschlußfassung des Provinzial-Verwaltungsraths zu erganzen.

Hieran wird über die Geschäftsordnung im Ganzen abgestimmt nnd dieselbe angenommen.
Der Antrag des Abgeordneten Dietze ans Vertagnng der Sitzung wird abgelehnt.
Der Referent Abgeordneter Schröder trägt demnächst das Referat über d.e von dem

Provinzial-Verwaltuugsrathe vorgelegte Geschäfts-Instrnktion für den Landes-D.reetor und d:e chm
'Zugeordnetenoberen Beamten vor.

Der M arfchall eröffnet die Geucraldistussiou.
Der Abgeordnete Becker macht darauf aufmerksam, daß in dem Voychlage des Ans¬

chusses die Eelbststäudigteit, welche den oberen Beamten in einem gewissen Maße geboten werden

""' "^^e r^ empfiehlt ans praltischen Gründen die Annahme des Ausschuß-Entwnrfes.
Der Marschall schließt die Geueral-Diseussion nnd bringt den h. 1 zur Abstimmung.

Derselbe wird angeuommcu.
§. 1.

Der Landes-Direetor vertritt die gesammte stäudische Verwaltung nach Außen und vor
Gericht und führt die laufenden Geschäfte derselben cfr. Nachtrag Art. 2.

Er führt ein Dienstsiegel mit der Umschrift:
„Rheinifche Provinzial-Vcrwaltnng."

Die 8§. 2, 3, 4, 5, »i, ? und 8 werde» unverändert angenommen. ^
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8- 2.
Der Landes-Director hat die Ausführung der ihm überwiescncu Beschlüsse des Provinzial-

Verwaltuugsraths als dessen Organ zu bewirken.
Alle Angelegenheiten der provinzialstäudischcn Verwaltung, welche nach der Geschäftsord¬

nung für den Provinzial-Verwaltungsrath dessen Beschlußfassung nicht vorbehalten, oder welche der
Provinzial-Verwaltungsrath nicht unmittelbar selbst erledigt, unterliegen der selbstständigcn Bear-
beitung durch den Landes-Director nach Maßgabe gegenwärtiger Geschäfts-Instruction.

Die Geschäfts-Ordnung für den Provinzial-Vcrwaltuugsrath ist für den Landes-Director
und die ihm zugeordneten oberm Beamten verbindlich.

Der Laudes-Director ist befugt und verpflichtet, auch in den der Beschlußfassung des
Proviuzial-Verwaltnngsraths vorbehaltcuen Angelegenheiten, welche so eilig sind, daß eine Vorlage
an den Landtags-Marschall nicht ohne Nachtheil vorerst bewirkt und wenigstens dessen persönliche
Entscheidung in Geinäßhcit der Geschäftsordnung für den Provinzial-Verwaltungsrath abgewartet
werden kann, felbstständig zu Verfahren, er muß die vorgeschriebene Vorlage an den Landtags-
Marschall indessen gleichzeitig oder wenigstens ohne Verzug uach Erlaß seiner Verfügung bewirken.

Der Landes-Director ist für den ordnnugsmäßigeu Betrieb der Geschäfte bei der Vcr
waltung der provin;ialständischen Anstalten nnd des provinzialstä'ndischeu Vermögens der Provinz
verantwortlich. Er ist der Mittelpunkt der gauzeu Verwaltung uud hat dieselbe uicht allem voll¬
ständig zn übersehen nnd zn überwachen, sondern auch daranf Hinzuwirten, daß die allgemeinen
Zwecke der Verwaltung überall im Auge behalten uud nicht durch einseitige Verfüguugcu in ein¬
zelnen Zweigen beeinträchtigt, fowie, daß die Vorschriften der Gesetze,Reglements und Iustructioncn
überall innegehalten werden und dennoch der Verwaltung ein reges Leben inne wohne. Er hat zu
dem Ende innerhalb der Grenze« der Gesetze und Reglements die erforderlichen Anorduuugeu
zum regelmäßigen und prompten Betrieb der Verwaltung und zur sichern Erreichung der Verwal-
tuugszwccke zu treffen uud deren Ausführuug, sowie überhaupt die Erfüllung der Pflichten aller
Beamten der ständischen Verwaltuugszwcige zu controliren.

Der Landes-Director ist befugt, iu allen Angelegenheiten der Verwaltung, die ständischen
obereu Beamtcu zur Berathung zusammen zu berufen oder mit ihueu einzeln in Berathung ?u
treten; ihm gebührt jedoch in allen Fällen die Entfcheiduug.

Der Laudes-Director ist für die rechtzeitige Vorbereitung der Etats, sowie für deren
Innchaltuug verantwortlich.

Alljährlich wenigstens einmal hat er entweder selbst oder dnrch seinen Stellvertreter aus
der Zahl der oberen Beamten alle ständischen lassen, sowie sämmtliche Institnte und Anstalten,
welche nntcr der ständischen Verwaltung der Rhcinprovinz stehen, außerordentlich zu revidireu. Im¬
gleichen hat derselbe die Vorrevisiou der Rcchnuugen der ständischen Hauptkasse, sowie der einzelnen
Instituts- und Anstalts-itassen zu bewirten und darauf zu halten, daß die Iahresrechnuugen bis
spätestens zum 1. Mai des folgenden Jahres gelegt sind.

8. 4.

Der Landes-Director ist der Dicustvorgesetzte aller übrigen ständischen Beamten und zu
Waruuugeu uud Verweisen gegen dieselben, sowie zur' vorläufigen Unterfaguug der Ausübuug der
Amtsverrichtungeu berechtigt. (A. 18 und 54 des Gesetzes über die Dienstvergehen der uicht rich¬
terlichen Beamten vom 21. Juli 1852.)
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Bis zur gesetzlichen anderweitenRegelung der Disciplinar-Befuguiffeder ständischen Be¬
hörden, ist den sämmtlichen Beamten die vertragsmäßige Verpflichtung aufzuerlegen, sich für den
Fall der Verletzungihrer Dienstpflichtendie Festsetzung von Geldbußen bis zu 30 M. durch den
Landes-Director und die Einbehaltung solcher Geldbußenaus ihrem Gehalte gefallen zu lassen.

8 5.
Innerhalb der Grenzen des Etats hat der Landes-Director diejenigen Beamten, deren

Ernennung nicht dem Provinzial-Vcrwaltungsrathe vorbehalten ist, selbstständig anzustellen, und die
nöthigen Hülfsarbeitcr bei der Eentral-Verwaltnug ans Kündigung anzunehmen.

Er ist befugt, bei zweifelhafte«Rechtsfragen und Vcrtragsabfchlttfsensich eines Rechtskun¬
digen, fowic in technischen Angelegenheiteneines technischen Beirathes auf Kosten der Provinziell-
Verwaltung zu bedienen und die entsprechenden Kosten auf disponible entsprechende Etatscredite
anzuweisen.

Für Nesorguug der Iustitiariatsgeschäftcbei der provinzialständischcn Eentral-Verwaltuug
sowie der ärztlich- und bautechnischen Angelegenheitenkönnen mit Genehmigung des Provinzial-
Vcrwaltungsrathes fixirte Honorare mit qualifizirtcu Staats-, Instituts- oder Privatbcamten ver¬
einbart werden.

Der Landes-Director ist verpflichtet,die von ihm erlassenenwichtigeren Verfügungen,fowie
alle seit der letzten Sitzung des Provinllal-Verwaltungsraths stattgehabten wichtigeren Eingänge,
namentlichGesetze, Vcrordnmigcn,Verfügungender Behörden und Entscheidungen der Gerichte dem
Provinzial-Verwaltnngsrathc bei seiner nächsten Zusammenkunftnachrichtlich mitzutheilen.

Er ist berechtigt,auch alle Gegenständeder laufenden Verwaltung zur Kenntniß nnd Ent¬
scheidung des Provinzial>Vcrwaltungsraths zu bringen, bei denen er es für angemessen findet, sie
der Beschlußfassung zu uutcrbrciteu.

8- ?.
Der Landes Director nnd die obern Beamten sind verpflichtet, an den Sitzungen des

Provinzial-Verwaltungsraths, sofern derfelbe nicht ausdrücklich Berathung ohne Zuziehungderselben
beschließt, Theil zu nehmcu und alle ihnen in der Geschäftsordnungfür den Provinzial-Verwal-
tungsrath auferlegten Verpflichtungenzu erfüllen.

8. 8.
Bei der ständischen Ecntral-Verwaltnng hat der Landes-Directoralle eingehenden Sachen

zu erbrechen und zu präscutireu.
Die zur Entscheidung des Provinzial-Vcrwaltungsraths ressortmäßiggehörigenAngelegen¬

heiten hat er dem Landtags-Marschallzu übermitteln oder uach desscu Bestimmungfür die Sitzungen
zurück zu legen.

Der Landes-Director ist befugt, jede Sache seines Geschäftskreises unmittelbar selbst zu
erledigenoder sie in den gewöhnlichen Geschäftsgangzu bringen.

Der §. 9 wird in folgenderFassung augcuommeu:
8- 9.

Die Angclegeuhciteuder proviuzialständischeuEentralverwaltnng können in Abtheilungen
bearbeitet werden, deren Bildung auf Vorschlag des Laudcs-Dircctors durch den Provinzial-Ver-
waltungsrath erfolgt.

Alle Verfügungen werden unter dem Namen:
„RhcinifcheProvinzial-Verwaltung"

erlassen.
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Der §. 10. wird unverändert angenommen.
Der Abgeordnete Becker beantragt die ßß. 11 und 12 in der Fassung des Provinzial-

Verwaltungsraths wieder einzuschalten, wogegensich die AbgeordnetenSchröder und Dietze
erklären.

Der Marsch all stellt die Frage:
Sollen die W. 11 und 12 der alten Borlage nach dem Vorschlage des Ausschusses

gestrichen werdeu?
Die Frage wird bejaht.
Der §. 13, jetzt ß. 11, wird genehmigt.
Bei §. 14, jetzt §. 12, hält der Abgeordnete Bremig die Bestimmung über den Urlaub

für verfänglichnud empfiehlt eine größere Beschränkung.
Der AbgeordneteGraf v. Nesselrode ist der Ansicht, daß es nnr von Nachtheil sein

werde, einen höheren Beamten in dieser Weise einzuschränken und verweist ans den Landes-Director
in Schlesien.

Der AbgeordneteKnnz weist auf die in dieser Beziehung geltendenBestimmungenfür
die städtischen Bürgermeister hin.

Der Abgeordnete Bremig stellt das Amendemcntzu ß. 12: hinter dem Worte „Stell¬
vertreter" einzuschalten:„und wenn die Entfernung länger als 3 Tage dauern soll, auch dem
Landtags-Marschall".

Der Marsch all bringt das AmendcmentBremig zur Abstimmung und wird dasselbe
angenommen.

Nach einer Bemerkung des AbgeordnetenFreiherrn von Schell werden auf Antrag des
AbgeordnetenFreiherrn von Gehr die letzten drei Worte des ersten uliiiLg, von §.12 als sich
von selbst verstehendgestrichen.

8- 12.
Der Landes-Directordarf fich außerdienstlich nur auf die Dauer von 8 Tagen ohne Urlaub

aus seinem Wohnsitzeentfernen, muß aber von seiner Abreise dem Stellvertreter und wenn die
Entfernung länger als drei Tage dauern soll, auch dem Landtags-MarschallNachricht geben. Zu
einer längeren Abwesenheit bis zu 6 Wochenbedarf er des Urlaubs des Landtags-Marschalls.

Die Beurlaubung der übrigen provinzialftändischenBeamten bis zu 6 Wochensteht dem
Landes-Director zu.

Siud Vcrtretungskostenunvermeidlich, oder soll dem Landes-Director oder einem oberen
Beamten länger als 6 WochenUrlaub ertheilt werden, so ist die Angelegenheitdem Provinzial-
Verwaltungsrathe zur Beschlußfassungzu unterbreiten.

Hierauf wird über die Geschäfts-Instruktionim Ganzen abgestimmt und dieselbe ange¬
nommen.

Der Marsch all schließt die Sitzung und beraumt die nächste ans Mittwoch Vormittag
11 Uhr an.

(Schluß der Sitzung 4 Uhr.)

Der Landtags-Marschall:
Wilhelm, Fürst zu Wied.
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Vierte Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschule zu Düsseldorf den 7. April 1875.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der 3. Sitzung wird verlesen und nach einigen Ergänzungen genehmigt.
Als Protokoll-Führer fungirt in der heutigen Sitzung der Abgeordnete Ohmnich.
Der Marsch all theilt folgende Eingänge mit:
Petition auf Ausbau einiger Ehausseen in der Eifel. Der Antrag ist zu fpät eingegangen GeschMiches.

und gelangt deshalb nicht mehr zur Verhandlung.
Ferner die Mittheilung, daß der Provinzialrath Förster seine Bewerbung um die Landes-

Direktorstelle zurückgenommen hat.
Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Der erste Gegenstand ist das Referat des IV. Ausschusses über einen Antrag von mehreren Pflasterung von

Abgeordneten, betreffeud Beschlußfassung wegen den Anträgen auf Pflasterung von Bczirtsstraßen. Vczirksstmßen in den
Referent Münster. Städten.

Der Ausschuß ist zu der Ueberzeugung getommcu, daß er, um allen Anforderungen möglichst
sserecht zu werden, und nm den Städten uud Ortschafts - Gemeinden selbst möglichste Billigkeit zu
erweisen, dein hohen Landtage empfehlen, resp, denselben bitten müsse, folgenden Beschluß zu fasseu:

„Der hohe Landtag adoptirt den Grundsatz, daß in denjenigen Fällen, wo die '
ständischen Bezirtsstraßen -Eommissarieu iu eiuem von der Königl. Regierung befür¬
worteten Falle erkennen, daß im Interesse des Verkehrs und im vorherrschende«
Interesse der Gemeinde zur Unterhaltuug einer durch eine Ortschaft führeuden Bezirts-
straße resp, eines Theils derselben die Pflasterung nothwendig fei, solche von ihnen
zugegeben »»erden könne, wenn die bethciligte Gemeinde sich verpflichtet, zwei Drittel
zu den ilostcu beizutragen."

Der Abgeordnete Dictze kann sich mit diesem Antrage nicht einverstanden erklären, uud
bittet das Haus denselben abzulehnen, da nach dem Urtheile vou Sachverständigen das Pflaster
auf die Dancr billiger fei und der Staat überall Pflaster anlege.

Der Abgeordnete v. Eyneru schließt sich der Ansicht des Vorredners an uud ist der
Ansicht, daß es sich empfehle allgemeine Grundsätze nicht aufzustellen, sondern jeden einzelnen Fall
für sich zu behandeln,' wie dieses bisher geschehensei.

Der Abgeordnete v. Vöninghaus bemerkt zur Aufklärung, daß dnrch Annahme des
Antrages nur eine Instruction für die Vezirtöwegceommissare gegeben werden solle, durch welche
der Landtag in keiner Weise gebunden sei.

Der Abgeordnete S ahler schließt sich den Ansichten der Abgeordneten Dietzc und
v- Eynern an; aber aus ganz anderen Gründen hält er für wünschenswert!), daß ein Prinzip
hierüber jetzt nicht festgestellt werde, da dieses leicht uachtbeilig werden löuue. Innerhalb der Stadt
habe die Gemeiudc um deßwillen Verpflichtungen, weil sie die Straße zu den verfchiedcustenZwecken
benutze. Für Bezirksstraßeu solche Grundsätze aufzustellen, sei gefährlich, bei der Uebernahme von
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Staatsstraßen möge dieses eine andere Bcwandtuiß haben. Eine Aczirtsstraße als solche verlieren
ihren Charakter, sobald sie das Stadtgebiet berühre nnd die Stadt sei im Rechte, über die Straße
zu disponiren, habe dann aber auch die Verpflichtung,zur Erhaltung derselben beizutragen.

Der Referent bemerkt, daß die vorliegendeFrage schon mehrfach erörtert worden sei
und schwerlich eine Einiguug der verschiedenenAnsichten erzielt werde; geht zu eiuer eiugeheu-
den Erörterung der frühern Behandlung des vorliegendenGegenstandes über und führt aus, daß
die Städte doch eiueu großen Vortheil von den Bezirksstraßeu hätten, während viele Laud-
gcmeiudeu,welche oft Meilen weit von den Bezirksstraßen abliegen, im Verhältniß zu der Be-
völkcruugszahlhöbe Beiträge zu leisten hätten. Ei» wesentlicherGruud zu dem Antrage liege
darin, Verzögerungenbis zum Zusammentretendes Landtages zn vermeiden.

Der Abgeordnete v. Eynern bemerkt, daß es sehr wenig Städte gäbe, durch welche
eine Bezirksstraße hindnrchgeführtsei, während sie ganze Dörfer durchzögen, in der Regel würden
die Städte nur vou der Vczirksstraße berührt. Es dürfe aber zwischen Stadt und Land kein
Unterschied gemachtwerden. Er muffe wiederhole», daß es sich nicht empfehle,allgemeine Grund¬
sätze aufzustellen, sondern in jedem einzelnen Falle zn thun, was Recht fei. Was der Abgeordnete v. Bö-
uinghaus gesagt habe, würde dazu führen, daß solche Anträge bis zur Zusammenkunftdes Land¬
tages verfchobcn würden. Er wolle sich erlauben zu dem Antrage des Ausschusses ein besonderes
Ameudcmentzu stelle».

Der Referent verliest zur Aufklärung den 8- ? des Bezirksstraßen-Reglemeuts,wo nur
von chanssirtenWegeu die Rede sei und führt aus, daß wenn im Laufe der Zeit es im reinen
Interesse der Städte liege, Äezirksstraßen pflastern zu lassen, dann sei es nicht mehr wie billig,
daß die Städte auch einen Theil der Kosten dazu beitragen.

Der AbgeordneteDietze behauptet uicht im Namen der Städte zu plaidircn, sondern nur
für das, was Recht für Stadt uud Land sei und empfiehlt, den Antrag des Herrn v. Eynern
anzunehmen und denjenigen des Ausschussesabzulehnen. Es sei besser, jeden einzelnenFall für
sich zu behandeln.

Der Abgeordnetev. Böninghaus macht wiederholt darauf aufmerksam, daß es sich
nur um eine Instrnctiou für sämmtliche Commissare handle und befürwortet die Annahme des
Ausschußautrages.

Der Abgeordnetev. Eyueru stellt das Ameudcment,daß in dcu Ausschußautragnach
den Worten „Unterhaltung eine" die Worte „bis an und" zugefügtwerden ev. macht er zu dem
Ausfchußantragedas Zusatz-Ameudemcnt:daß aber in den Fällen wo das Interesse des Verkehrs
und dasjenige der Gemeiude in gleichen:Maße vorhanden ist und als solches anerkannt wird,
die betreffende Gemeiudesich mir zu eiuem Beitrage von der Hälfte der Kosten zu verpflichten hat.

Der Referent erklärt sich gegen das Amcndementdes Herru u. Eynern und empfiehlt
den Antrag des Ausschusses i»ir6 anznnchme».

Der Marsch all schließt die Diskussionund ersucht die Hcrrcu, welche gegen den Antrag
des Ausschusses sind, sich zu erheben.

Es ist die Minorität. Das Princip ist also angenommenund das erste Amendementdes
Abgeordnete«v. Eynern damit gefallen.

Hierauf bringt der Marfchall das Zusatz-Amendemcut desselben Abgeordnetenzur Ab¬
stimmung uud wird das Amendeiueutabgelehnt.

Demnach ist der Antrag des Ausschusses angenommen.
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Derselbe Referent erstattet das Referat des IV. Ausschussesbetresseiid eine Petition ^^m^
auf Pflasterung der Elberfeld-Osterbaumer-BarmerBezirksstraße m der Stadt iHwerseld. mer° Barmer Bezirks-

Der Ausschußbeantragt: ...... Mße.
„Der hohe Landtag wolle beschließen, den Unterzeichnernder Bitte um Pflaste-

ruug zu eröffnen, daß wenn die GemeindeElberfeld zweidrittel zu den Pflasterungs¬
kosten beizutragen sich verpflichte, kein Hinderniß mehr entgegenstehe,sondernsolche
genehmigt sei, im andern Falle aber, daß Petenteu mit ihrem Antrage abzuweisen
und zur Tagesordnung übergegangenwerde." ^.».^

Der AbgeordneteDietze glaubt in Rücksicht auf die in der Petition angegebeneuGrunde,
dieselbe auf das Dringendste unterstützenzu müsseu. Zur Begründuug beruft er sich auf die hohen
Beiträge, welche die Petenten zu dem Vezirksstraßenfondleisten.

Der Referent tritt dieser Anschauung entgegen, macht darauf aufmerksam,daß die
Gemeindeselbst bereits früher die Pflasteruug dadurch übernommenhabe, daß sie den nöthigenFond
in den Etat für 1870 aufgenommenhabe, die Straße habe sich bei einer seinerseits mttdemKomg-
lichen Regierungscommissarvor nicht langer Zeit vorgenommenen Besichtigungin einem sehr schlechten
Zustande befunden und er könne nnr die Annahme des Ausschuß-Antragesempfehlen.

Der Marfchall bringt den Antrag des Ausschusses zur Abstimmungund wird derselbe

«ngenommm.^ ^ ^ ^^ ^^^ ^ ^^ ^ ^^ye, Noth-
berg und Gressenich auf Uebernahmeder Straße von Langerwehenach Klemhau.

Referent: AbgeordneterPaulsfen. «,„ . ^
Der IV. Ausschuß beantragt mit Rücksicht auf den Umstand, daß m.t der Königlichen

Negierung in Aachen wegen Uebernahme dieser Straße noch Verhandlungen schweben und eS zu¬
dem nicht angänglicherscheint, einzelnezerstückelt gelegene Straßenstreckenzur Uebernahmeaus den
Bezirksstraßenbaufondszu übernehmen,über den Antrag zur Tagesordnung überzugehen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. «..saleicknmc, der
Referat des II. Ausschusses, betreffend einen Antrag des AbgeordnetenBachem und ^H^^

Genossen, die Ausgleichuugder Kriegskosten aus den Jahren 1870 und 1871. 1870/71.
Referent: AbgeordneterSahler.
Der II. Ausschußempfiehltdem hohen Hause beschließen zu wollen, an den Herrn .and-

tagsMarschall die Bitte zu richten, eine Auskunft über die Lage der Angelegenheitbei dem Herrn
Ober-Präsidenten einzuholen, und dem hoheu Hause uoch währenddieser Session Mittheilung darüber zu
»uachen, falls bei der Kürze der Zeit, welche diese Session noch dauert, dies für M «och moMü -

Der AbgeordueteDietze macht darauf aufmerksam, daß im vorigen Iah« eme Comnnss°n
gewählt worden ist, behufs Aufstellungder Grundsätze,nach welchen die Ansgleichuugzu bewirken
ist- Die Vertheilung habe sich aber, dnrch äußere Gründe veranlaßt noch nicht "^wgllchen ssem

Der Abgeordnete Bachem hebt hervor, daß man sich in die Lage der klemm G m m
versetzen müsse, die wegen dieser Kriegsleistuugenhäufig gezwuugen gewesen, Schulden zu machen
MW denen es sehr daranf ankomme, zu wissen, daß die Sache in den Gang gebracht ""' e- D
Antrag sei nur estellt worden, um den Gemeinden Ausknnft über den Stand dieser AMlegenhett
geben zu können Der Referent bemerkt, daß durch die Annahme des AnsschuMntrages der Wunsch
uud der Hwcck der Petcuten erreicht werde. ^'„.v

Der Marschall schließt die Diskussion nnd bringt den Antrag des Ansschnsses zur
Abstimmung.

Der Antrag wird einstimmigangenommen. ^
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Unterstütz ungsgesuch
des Narrier-Empfäu

gers Rosen zu
Unterbruch,

Unterstützung der
Gem. Mo «real aus
Nezirlsstraßenfouds.

Wahl des Landes-
Directors,

Referat des IV. Ausschusses betreffend deu Antrag des Barrier-Empfängers Carl Rofen
zu Unterbruch um Unterstützung.

Der Ausschuß beautragt, da die Lage der Verhältnisse und die Gründe der gestörten
Eommuuikatiou nicht gehörig aufgeklärt sind, deu Autrag vorläufig zurückzuweisen.Falls jedoch
bei näherer Untersuchungder Königlichen Negierung und dem ständischen Commissar die Ueberzeu¬
gung werde, daß eine Unterstützungin der Billigkeit liege, so soll der ständische Eommissarautori-
sirt werden, zu einer Untcrstntzuugbis zu 50 Thaler» sciue Znstimmuug zu geben.

Der Marschall bringt den Antrag des Ausschusses zur Abstimmungund wird derselbe
ohne Diskussioneiustimmigangenommen.

Referat des IV. Ausschussesüber ein Gesuch des Gemeinde-Vorstandeszn Monreal im
Kreise Mähen um Bewilligung von Geldmitteln zum Ausbau der Eochem-MahenerBezirtsstraße.
Referent AbgeordneterMuud.

Iudem die in der Petition angeführten thatsächlichen Verhältnisse jeder andcrweiten Be¬
glaubigung entbehren, kann dem Gesuche schon deshalb nicht ohue Weiteres Folge gegeben werden,
weil der Äezirksstraßeufonds nur ganz ausuahmswcise zum Umbau von Straßen in Anspruch
genommenwerden darf.

Der Ausschuß beehrt sich daher zu bcautrageu, daß es dem hohen Landtagegefallen möge,
über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.

Der Marsch all briugt deu Autrag des Ausschusses zur Abstimmung uud wird derselbe
ohne Diskussionaugenommen.

Hierauf wird zu Nr. ? der Tagesorduuug, Wahl des besoldete»Landes - Direktors
übergegangen.

Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel.
Der Marfchall ernennt zu Strutatoreu die AbgeordnetenGraf Wolfs Metternich und

Rautcnstrauch,
Nachdem die Wahl durch Stimmzettel stattgefunden, theilt der Marschall mit, daß 74

Stimmzettel abgegebensind, davon beträgt die absolute Majorität 38.
Es habeu Stimmen erhalten: Graf Villers 40 Stimmen, der Ober-Bürgermeister

Bachem 34 Stimmen.
Der Marsch all erklärt, daß Graf Villers zum Laudes-Direktor erwählt ist.
Die iu Folge dieser Wahl augeregte Pensions-Frage, fährt der Marsch all fort, werde

eine besondere Berathung nothwendig machen uud dürste diese Frage ebcufalls dem I. Ausfchuffe
zu zuweiseu seiu, um darüber dem Hause Bericht zu crstatteu.

Abgeordneter Bremig glanbt, da hierin die Stelluug eines Antrages liege, gegen die
Verweisungdieses Antrages an den Ausschußprotcstiren zu müsseu, indem am vergangene»Sonu-
abend der Termiu für Einbringung von Auträgcn abgelaufen sei.

Der AbgeordneteFreiherr von Solemach er bemerkt, daß iu dem Pensionsreglement
über die Anstellung von Beamten auf 6 Jahre Dienstzeit nichts enthalten, und daß es daher
eines besondern Vertrags bedürfe, der im ß. 3 des Pensionsreglements vorgesehensei und dessen
Vorbereitung am besten im Ausschusse stattfiuden könue.

Der Abgeordnete Freiherr von Gehr-Schwcpvenburg glaubt, daß in diesem
Augenblickeeine Discussion nicht zulässig, nachdem der Marschall die Sache in den Ausschuß
verwiese» habe.
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Abgeordneter Bremig: Er müsse dabei stehen bleiben, daß ein solcher Antrag nach
abgelaufener Frist nicht mehr dem Ausschuß überwiesen werden töune, da iu der Ueberwe.sung em
Präjudiz dafür liege, daß der Antrag rite eingebracht sei.

Der Abgeordnete von Ehnern bemerkt, daß es Sache des Verwaltungsrathes se,,
diese Angelegenheit zn ordnen, denn man tonne noch nicht wissen, ob der Gewählte d.ese stelle
übernehmen wolle.

Der Marsch all erklärt, daß nach der Personenfrage, die erst jetzt entschieden sei, die
Pensionsfrage znr Erledigung kommen muffe, diese aber gebore ganz nuzweifelhatt zu dem
AnstellulWvertrage, womit der Änsfchnß sich unbedingt zn befassen habe. Als em besonderer
Antrag tonne dies nicht angesehen werden.

Abgeordneter Bremig: Die Wahl habe stattgefunden, obne daß vorher ein Antrag
auf Abschluß eines Vertrages gestellt worden sei. Wenn der Gewählte das Amt annehme, so
stehe er nuter dem Pensionsreglemeut uud es sei desseu Sache, ob er sich unter das besteheude
Pcnsiousreglemeut fügen wolle oder nicht, aber ein Autrag, der eme Abänderung des Penstous-
Elements bezwecke,könne heute nicht mehr eingebracht und an den Ausschuß verw.ewu werden.

Der Marsch all bemerkt schließlich,baß er diesen Ausführungen beitreteu würde, wenn
in dem Pensionsreglement eine Aestimmuug enthalten wäre über eme Anstellnng auf emen Zett-
räum von 6 Jahren. Da dieses aber nicht der Fall, so müsse eben wenn es mcht m der
Absicht liege, eine Unmöglichkeit schaffen zu wolleu, eine VerständMNg
Grund einer Verhcmdlnng, die auch im Peusionsreglement vorgesehen yt. Em besonderer Antrag
liege nicht vor.

Der Abgeordnete von Geyr-Schwevpeuburg bemerkt, daß zur Ausfnhmug der
Wahl das Eingehen eines Vertragsverhältnisses gehöre. Die Wahl habe auf der Tagesordnung
gestanden und da der Vertrag zur Ausführung des Beschlusses gehöre, muffe er auch abge¬
schlossenwerde».

Der Abgeorduete Dietze stellt, um keinen Präcedenzfall zu schaffen, den Vermittelungs-
Antrag, den Mitgliedern des I. Ausschusses als Commission ^ Koe diese Frage zur Prufuug uud
Berichterstattung zu überweise«.

Nach einer weiteren Debatte, an der sich die Abgeordneten von Ehnern, Ientges
uud Freiherr von Gehr betheiligen, stellt der Abgeorduete Becker den Antrag, daß dem
Provmzial-Verwaltuugsrathe die weitere Verhandluug mit dem Gewählten überlassen werde.

Der Abgeordnete Vremig beantragt, seinen Antrag, der dahin geht, daß es nicht mehr
au der Zeit sei, einen derartigen Antrag zum Abschlüsse eine« Vertrages an einen Aus,chuß zn
Überweisen, zuerst zur Abstimmnng zn bringen.

Der Marfchall bringt den Antrag Vremig zur Abstimmuug.

Der Autrag wird abgelehut.

Der Antrag des Abgeordnete« Dietze gelangt hierauf zur Abstimmung und wird derselbe
augeuommeu, wodurch der Autrag des Abgeordneten Becker erledigt ist.

Der letzte Gegenstand der TageSorduuug betrifft die Wahl der Eivil-Mitglieder der Ober- ^d« Ciml^
Ersatz>Commissionenfür die einzeluen Brigadebezirke. ., , c» -. ..^> Er!cch°C°mnnssi°mn.

Als Slrutatoreu fungiren die Abgeorduete» Graf WolfsiMetternich und Rameustrauch.
Für den Negieruugsbezirt Düsseldorf, 28. Iufanterie-Brigade, fiud 61 ntunmzettel ab¬

gegeben.
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Es sind gewählt als Mitglied:
Dr. Haußmann in Düsseldorf,

als Stellvertreter:
1. Dr. Iansen, Gutsbesitzerin Goch,
2. Th. Pelizäus zu Crefeld,
3. GutsbesitzerLieven zu Haus-Horst.

Für den RegierungsbezirkAachen,29. Infanterie-Brigade, sind 58 Stimmzettel abgegeben
es sind gewählt als Mitglied:

Ober-Negierungsrath a, D. Claeßen in Aachen,
als Stellvertreter:

1. Inc. Iansen zu Binsfeld,
2. Baron von Sieberg zn Eyts,
3. Leufen zu Lindern.

Für den RegierungsbezirkCo'ln, 30. Infanterie-Brigade, sind 60 Stimmzettel abgegeben,
es sind gewählt als Mitglied:

Pct. Ios. Constantin Schmitz zu Hennef,
als Stellvertreter:

1. Carl Wachende rf, Bürgermeister a. D. zu Bensberg,
2. Krev el zu Haus Zievel,
3. Franz Broich zn Bnscherhof.

Für den RegierungsbezirkCoblenz 31. Infanterie-Brigade, sind 58 Stimmzettel abgegeben,
es sind gewählt als Mitglied:

Advokat-AuwaltBremig in Coblenz,
als Stellvertreter:

1. Beigeordneter Nieland in Neuwied,
2. Math. Ios. Kreuz berg zu Ahrweiler,
3. H. Trapp zu Waldböckelheim.

Für den RegierungsbezirkTrier, 32. Infanterie-Brigade, sind 58 Stimmzettelabgegeben,
es siud gewählt als Mitglied:

N. Nld ringen zu Trier,
als Stellvertreter:

1. Ioh. Pet. Limburg in Aittburg,
2. Julius Grach zu Machern,
3. Ioh. Baptist Reusch aus Lebach.

Der Marsch all erklärt die vorgenommeneWahl für pcrfect, schließt hierauf die Sitzung
und beraumt die nächsteauf Donnerstag Vormittags 11 Uhr an.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr.)

Der Landwgs-Marschall:
Lilhelm, Fürst zu Wied.
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Mnste Mung.

Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 8. April 1875.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der 4. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführerfungirt in der heutigen Sitzung der Abg. Graf v. Mirbach-Harff.
Der Marschall theilt mit, daß in den Räumen des I., II. und III. Ausschusses die

Pläne zum neuen Ständehause für die Mitglieder des Provinzial - Landtages ausgestellt sind;
2., daß die Diäten und Reisekostender AbgeordnetenFreitag Vormittag in dem Secretariate
erhoben werden können und daß der Schluß der Session morgen um 12 Uhr erfolgen werde.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Der AbgeordneteBr einig erstattet ein müudliches Referat des II. Ausschusses über

einen Bericht der Königl. Negierung zu Trier, betreffend Unterstützungenaus dem Grundsteuer-
Remissionsfonds.

Im letzten Landtage fei von der Königl. Staatsregierung ein Nachweis über die Ver¬
wendungdes Grundsteuer-Deckungsfoudsfür die Jahre 1871, 1872 und 1873 vorgelegt worden.
Der damalige I. Ausschuß habe in seinem Referat eine Art Rüge gegen die Königl. Regierung zu
Trier ausgcsprocheu, welche,abweichend von den übrigen Regieruugen, der Art verfahren ist, daß
die Zahlungsauweisungenin den letzten 3 Jahren größtentheils nur au einem jährlichen Termine
erledigt worden sind, wodurch der Uebclstaud eingetreten, daß die Antragsteller meistens sehr
lange und in vielen Fällen ein ganzes Jahr hindurch auf ihre Uuterstützungwarten mußteu.

Der sich hieran anschließende Antrag:
„Der hohe Landtag wolle den Wnnsch aussprcchen, daß der Herr Ober-
Präsideut geueigtestdahin wirken möge, die Negieruug zu Trier für die
Zukunft zu ciuer beschleunigteren Erledigung der Zahlungen zu veranlassen",

ist von Seiten des Herrn Landtags-Commissarsder Königl. Negierung zu Trier mitgetheilt worden
und diese hat untern: 7. September 1874 folgendeErwiederung au deu Herrn Ober-Präsidenten
ergehen lassen:

„Bei dieser Gelegenheitverfehlen wir nicht, Euer Hochwohlgeborcnmit Bezug auf den
verglichen Erlaß vom 5. Juni cr. L. E. Nr. 87, gemäß welchem der Provinzial-Landtag bei
Prüfung der Verwendungs-Nachwcisungdes Grundsteuer-Deckuugsfondspro 1871j?3 sich bewogen
gefunden hat, eine raschereErlediguug der Unterstützungsgesuche resp, eine raschere Zahlungsan¬
weisung der Unterstützungenanzuempfehlen,da in deu gedachten Jahrgängen viele Unterstützuugs-
gesuche länger als ein Jahr auf Erlediguug hätten warten müssen, wodurchdie dann erst gewährten
Unterstützungen den größten Theil ihres Werthes verloren hätten, Folgendesehrerbietigst vorzuwagen:

Nach ß. 25 der Allerhöchsten Anweisungüber die Verwendungdes Grundsteuer-Deckuugs¬
fonds vom 21. Januar 1839 ist die Verfügung in Betreff der Unterstützungsgesuche in der
Regel bis zum Jahresschlüsse auszusetzen und erst dann, nach Anweisungaller als begründet

OeschHftliches.

Grundsteuer-
Deckungsfonds.
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anerkannten Steuernachlässe, eine Nachweisnng jener Gesuche für den ganzen Regierungsbezirk
zusammenzustellen, vor dem Jahresschlüsse sind aber Unterstützungen nur dann anzuweisen, wenn
die Dringlichkeit des Falles schleunige Hülfe erfordert, und wenn sich mit Sicherheit übersehen
läßt, daß die in Betreff des verwendbaren Theils des Deckungsfonds festgesetzten Grenzen dadurch
nicht überschritten werden. Unter Jahresabschluß ist uun aber wohl unzweifelhaft der Jahres
Kassen- Abschluß zu verstehen, uud es dürfte daher unseres Erachtens umsomehr unzulässig sein,
vor diese»: Termine eine allgemeine Berücksichtigung der im vorhergegangenen Jahre eingereichten
Uuterstützungögesuche eiutretcn zu lassen, als ja auch die im Laufe des Monats Dezember jeden
Jahres vorgekommenen Unglücksfälle bei diefcr Verthcilnng noch Berücksichtigung finden müssen.

Indem wir Euer Hochwohlgeboreu ehrerbietigst anheimstellen, dein nächsten Provinzial-
Landtage bei Vorlage der Verwendungs - Nachweifungcn dieserhalb eine erläuternde Mittheilung
hochgeucigtest zugcheu lassen zu Wolleu, erlaube« wir uus gehorsamst zu bemerken, daß einerseits
bisher schon in dringlichen Fällen Unterstützungen vor dem Jahresschlüsse von uns gewährt wordeu
siud, anderseits aber wir Vorkehrung dahin getroffen haben, daß künftig die Unterstützungen möglichst
bald nach dem Jahresabschlüsse zur Zahlungsanweisung gelangen."

Dieses Schriftstück, bemerkt der Referent, ist dem Herrn Marschall zur Mittheilung an
das hohe Haus zugegangen. Der Ausschuß war der Meinung, daß eö nur der Verlesuug des
Schriftstückes bedürfe, um die Sache als erledigt zu betrachten.

Der Marsch all erklärt, nachdem das Haus Kenntniß hiervon genommen und kein
Widerspruch sich erhoben hat, die Angelegenheit für erledigt.

Derfclbc Referent erstattet den Bericht des II. Ausschusses über eine Petition des Hof¬
bildhauers Gilli in Berlin, um Nachbewilligung eines Betrages von 1222 Thlr. 12 Sgr. 0 Pfg.
für die Anfertigung des Grab - Denkmals des verstorbenen Ober-Präsidenten v. Pommcr-Esche auf
dem Kirchhofe zu Coblenz.

Kosten Der II. Ausschuß, von der Ansicht ausgehend, daß, wenn der Petent wirklich aus den
des Denkmals für angeführten Gründen eine Mehraufwcndung über den stipnlirten Betrag geinacht habe, ihm dafür
den verstorbenen ^ Billigsteitsrücksichteu eine Entschädigung zu gewähren sei, daß aber bis jetzt noch nicht ge-

von Vommer-Eschc»ügendcs Material vorliege, um die Höhe der Entschädigung zu bestimmen, erlaubt sich deßhalb
dem hoheu Landtage vorzuschlagen, dem Provinzial-Verwaltungsrathe eiueu Eredit von 1222 Thlrn.
12 Sgr. 6 Pfg. zur Verfügung zn stellen, um denselben nach näherer Prüfung der Petition des
:c. Gilli und nach Erkenntniß der Begründung derselben zur Schadloshaltuug des :c. Gilli
zu verwende«.

Der Marsch all stellt den Antrag zur Diskussion.
Der Abgeordnete Münster erklärt sich gegen den Antrag.
Der Abgeordnete Dietze hält es der Würde des Gegenstandes wie der Würde des

Hanfes entsprechend, über den Gegenstand nicht zu discutire» uud dem Autrage des Ausschusses
beizutreteu.

Der Rrfereut bemerkt, daß leiocr erst im Laufe des gestrigen Tages das vollständige
Material über die wirklichen Verwendungen eingegangen und daß bei der Kürze der Zeit es
nicht möglich gewesen sei, eine übersichtliche Zusammenstellung anzufertigen. Deßhalb habe der
Ausschuß geglaubt, daß es sich empfehlen dürfte, zu beantrage«, dem Provinzial - Verwaltnngsrathe
einen Credit im Betrage von 1222 Thlr. 12 Sgr. 6 Pfg. zur eventuellen Verwendung zu stellen.

Der Abgeordnete Ientges erklärt sich für den Antrag des Ausschusses, iudem man
an den Kostenanschlag eines Künstlers nicht denselben Maaßstab anlegen tonne, wie bei einem
Handwerker.
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Der Marschall bringt den Antrag zur Abstimmung und wird derselbe angenommen^ _, .^ _
Referat des I. Ansschusses als einer Commission .ä ii°°. betreffend die mit dem Grafen ^^ss«

von Villers einzuleitenden Verhandlungen. Landes-Directors.

Der Referent, Abgeordnete Dietze, bemerkt, daß die Commission nach eingehender
Prüfung dieser Angelegenheit zu folgendem Resultat gelangt sei:

In Erwägung, daß der Landes-Direetor auf Zeit uud zwar auf 6 Ial^e gewählt ist
daß aber das Regulntiv über die Pensiouirung der provinzialständischen Beamten von 1874
§. 3 al. 2 nicht von einer Pensions-Ansprüche gewährenden Mininial-Dienstzeit von b I»l,ren
spricht, daß daher von der in ai. 1 des §. 3 gegebenen Vefugniß, die Pensions-Verhaltmsse durch
Vertrag zu reguliren, Gebrauch gemacht werden muß,'daß dies umsomehr geboten erscheint als
der Erwählte Peusious-Ausprüche dem Staate gegenüber erworben hat, welche nach Ansicht der
Commission die Provinz nicht übernehmen kaun, hat dieselbe beschlossen:

bei dem hohen Landtage zn beantragen, daß drei Mitglieder als Vertrauensmänner des
Landtages erwählt werden möchten, um bei der hohen Staats-Regierung zu erwirken, daß dieselbe
es übernehme, dem gewählten Landes-Dircctor bei seiner event. Pensionirung eiuen möglichsthohen Betrag
der erworbeneu Staats-Pension zu gewähre», daß aber keiuenfalls die Proviuz in die Lage gebmcht
werden solle, einen höheren Pensions-Antheil als ein Viertel des für den Landes-Dnektor festge¬
stellten Gehaltes unter entsprechender Berücksichtign««, der Mieths-Eutschädigung fm- die Dienst¬
wohnung übernehmen zn müssen, daß darnach die Provinz, da das Gehalt ^M" M", m,d die
Mieths-Entschädigung 4000 Mark beträgt, nach «Mhriger Dienstzeit eme jährliche Pension von
viertausend Mark zn zahlen habe, mit der Maaßgabe, daß, wenn die Peiisiomrnng m, ersten Jahre
eintritt, von dieser Summe ein Sechstel, im zweiten Jahre zwei Sechstel :c. gewahrt werden soll.
Auf Grund dieser Stipulatioueu, soferu dieselbe« vou der Staatsregierung uud dem Grafen von
Villers augeuomuieu werden, erbält der Provinzial-Verwaltuugsrath den Auftrag, den Mstellungs-
Vertrag mit dem Grafen von Villers »bznschließeu. Möchte gegeu das Erwarten der Stande der
Rheinprovinz die hohe Staatsregierung nicht darauf eingehen, dem Herrn Grafen vou Villers
seine im Staatsdienste erworbene Pensions-Ansprüche zu erhalten, fo foll dieselbe ersucht werden,
den Grafen von Villers auf 6 Jahre als Landes - Direktor der Rheinprovinz zu comnnttiren,
während welcher Zeit die Pensions-Ansprüche an den Staat ruhen, und das von der Provinz zu
gewährende Gehalt incl. obenerwähnter Pensious-Verpftichtung der Provinz für diese Zc,t an
deren Stelle tritt. „„ „^ ,. „ ^ .

Der Referent theilt noch mit, daß der Landtags-Marschall, der Vice-Marschall Frhr.
b- Geyr uud er felbst iu der Lage seiu würdeu, iu Berlin die Pnnktationen darüber zu ver-
eiubaren

'Der Marsch all eröffnet über die iu dem Referate niedergelegten Anträge die General-
Diskussion und da Niemand das Wort dazu verlangt, die Spezial-Dislussiou über die einzelnen
Anträge.

Der erste Antrag geht dahin, daß die Provinz die Pensions-Ansprüche des Gewählten an
den Staat nicht übernehmen wolle.

Der Antrag wird ohne Diskussion genehmigt. . . ^, „ ,
Der zweite Antrag lantet: Den, Gewählte« nach sechsjähriger Dienstzeit n» Falle ein¬

tretender Dienstunfähiqteit ^oder nichterfolgender Wiederwahl eine Pension von 4000 Mark zn
gewähren, mit der Maaßgabe, daß, wenn die Peusiouirung im ersten Jahre eintritt, von dieser
Summe ein Sechstel, im zweiten Jahre zwei Sechstel :c. gewährt werden sollen.
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Civil-Mitglieder
der

Ober-Vrsatz-
Commissionen.

Der Antrag wird ohne Diskussion genehmigt.
Der dritte Antrag lautet: Drei Vertraucnsmitglieder zu ernennen, die in Berlin mit der

Staatsrcgierung darüber verhandeln, daß Seitens derselben ein möglichst hoher Betrag der erwor¬
benen Staats-Pension dem Gewählten gewährt werde.

Dieser Antrag wird ohne Diskussion angenommen.
Der vierte Antrag lautet: im Falle der Nichtannahmc dieser Vorschläge sollen die Ver¬

trauensmänner die hohe Staatsregierung ersuchen, den Grafen von Villers auf 6 Jahre als
Landes-Director der Rheiuprovinz zu committiren, während welcher Zeit die Pensionsanspruche des
Gewählten an den Staat ruhen würden.

Der Marfchall stellt den Antrag zur Diskussion.
Der Abgcorbuete Freiherr von O eyr-S chweppenburg bemerkt, in dem Antrage

scheine eine Lücke zu sein, denn für den Fall, daß der Vertrag mit dem Grafen von Villers nicht
zu Staude käme, sei die gestern vollzogene Wahl nicht perfect und um ein Chaos zu verhindern,
fei hier beantragt, die Staatsregieruug möge andernfalls den Grafen Villcrs auf 6 Jahre als
Landes-Director committiren. Es könne aber der Fall eintreten, daß Graf Villers ein solches
Commissorium nicht annimmt oder auch daß die Staatsregieruug auf diefeu Vorschlag nicht ein¬
geht. Er schlage deshalb vor, event, von der hohen Staatsregierung einen commissarischeu
Landes-Director, womöglich den Grafeu Villcrs, zu erbitten.

Der Referent erklärt, allen Eventualitäten könne man nicht begegnen. Es würde dann
am Ende Nichts anderes übrig bleiben, als zu beantragen, einen neuen Landtag einzuberufen.

Abgeordneter Freiherr Geyr von Schweppenburg: Grade dies fei es, was er als
zu kostspielig vermieden haben möchte. Da fein Antrag Widerspruch erfahren habe, fo bemerke er,
daß derselbe wesentlich verschieden sei, von dem gestern abgelehnten Antrag Dietze, denn der Land¬
tag habe von dem stechte der Wahl Gebrauch gemacht und werde davon wieder Gebrauch
machen, sobald es nöthig sei. Uebrigens wolle er seinen Antrag nicht aufrecht erhalten und con-
statire nur, daß er davor gewarnt habe, weitere Eventualitäten unberücksichtigt zu lassen.

Der Abgeordnete Gymnich bemerkt, daß auch z. B. der Todesfall eintreten tonne, wo¬
durch der Landtag in dieselbe Lage versetzt würde, eine Wahl wieder vorzunehmen.

Der Referent erklärt, daß die Vorschläge so weit als möglich erschöpfend seien, in
letzter Instanz bleibe immer übrig, um Einberufung eines neuen Landtages zu bitten.

Der Abgeordnete von Eynern weist darauf hin, daß der Proviuzial-Verwaltungsrath
in Abwesenheit des Landtages die Provinz nach allen Richtungen hin, zu vertreten habe und er
finde, daß desseu Thätigkeit hier auf ciu Minimum rcduzirt fei.

Der Referent erwiedert, daß die in Berlin von den Vertrauensmännern geführten
Verhandlungen dem Provinzial - Verwaltnngsrathc zur Ausarbeitung eines Vertrages mit dem
Grafen Villers übermittelt werden würden.

Abgeordneter von Eynern: Wenn der Verwaltungsrath dieses Eommifforium vervoll¬
ständigen wolle, so dürfte ihm die Berechtigung dazu wohl nicht abzusprechen sein.

Der Marschall schließt die Diskussion und bringt den Antrag Nr. 4 zur Abstimmung.
Der Autrag wird einstimmig genehmigt und damit die sämmtlichen Anträge der

Commission.
Derselbe Referent erstattet das Referat des I. Ausschusses, betreffend die Wahl eines

Civil-Mitgliedes, beziehungsweise eines ersteu, zweiten und dritten Stellvertreters zu den Ober-
Ersatz-Eomniissionen der einzelnen Brigadebezirke, 2) über die Feststellung der Auslagen dieser
Mitglieder auf ihren Dienstreisen nud 3. die Aufbringung dieser Kosten.



49

Der Punkt 1 ist durch die gestern vollzogene Wahl erledigt.
^ ,. M,,6^,,.s' ^„ti-^t - l.ä 2 Als Vergütung für die Auslage» dieselben Tagegelder

tungsrathes als Diäten erhalten.
Der Marsch all eröffnet die Diskussionhierüber.
Der Antrag wird ohne Diskussionangenonuneu.
5u Punkt 3 beantragt der Ausschuß, diese Koste., welche sich für die 5 Br.gavebez.rte
Zu ^^ ' ,." "^,t <mr 60 Aushebuugs- incl. 10 Reisetage)belanfeu mogeu, .n

«Uw^'de7^7d/^i.U an direkten Staatssteuer«, e,l. der Haustrsteuerauf
die einzelnenKreise der Provinz umzulegen.

Der Marsch all eröffnet über diesen Autrag die Diskussion.
Der Antrag wird ohne Discnssion einstimmig genehmigt. ^««iches
Der Abgeordnete Schröder verliest eiue Adresse an Se. Majestät den Kauer uud ^MUches.

König, betreffenddie Wahl des Grafeu Villers als Landes-Director.

R^T ^Au^tbetreffeud de« bricht des Provinzi^Venr.ltnngsrathes über
die Ergebnisseder proviuzialständischen Verwaltnng. Referent: Abgeordn^r Sch^o e^, i 9l.«l^n5 bat den Bericht des Provinzial-Verwaltungsrathes über die 6rgeomi,e

der provi^stäHN ^ unterzöge«nnd m^ich ^.^^^
für die V rsteher der Rhein. Provinzial-Taubstnmmeu-Anstateu es an^unsseu ^ t >n dm h.

Direkt ^ "^'V: "sta^ ^en?^d^U3^^^^
h^zu" !d^chV^mg"des .audelDirektors ist die Genehmigungdes Provm.a.

Verwaltu^at^^holeu^ ^ ^ ^^^^ ^ ^^.,^ ,, ,^
uud es erttsau ich ?i DeÄe darüber, ob Aeuderuuge»der verschiedeneu Reglemeuts für d:e
P^vi^e^^u "icht erst uach Auhörnng des
werden könuteu. Es fprechenhierzndie Herren Frhr. v. Oeyr, Brem, , Frhr v- ^ "«ch
^orst v Evnern Ientges, Münster, v. Heister und der Referent. Namen Kch he ten

^e Wt^e^ e7 Ve^altnngsraths an dem Staudpunkte fest, daß im ^'resse ^er^mva^
der Landtag uicht über derartige Augelegeuheiteuentscheiden möge, bevor der Verwaltuugsrath

'""" ^Der Marschall schließt darauf die Debatte uud der Autrag des Ausschusses, obige Ab-

^"''Re^ b^d^A^ ^nstld um Aufuahme — ^

' '"' ^2g^Auss^^^^ Hasser uud Köuig unterchamgst ^^.,
zu bitten, die Gemeinde Ehreufeld iu deu staudische« Verba«d der Städte aufuehu.e« zu wolleu.

Der Autraa wird ohue Diskussioneinstimmigangeuommcu.

Der Rese reut verliest hierauf eiue diese» Gegeustaud betreffeudeAdrem au ^e. Ma¬
jestät deu Kaiser und König uud wird dieselbe geuehungt. ,^„

N,.f«at des ll Ausschusses über eiue Petition verschiedenerlÄuwohuervon Rath,Vtomun, ^^^.^^chung der
Referat des II. ,m^^u,,c« s,^,.»ss„,d die Ausreichung der Einquarticrungs- Onquartierungslast

^ohhcmsen uud Eckauip im ^audtreise Düsseldorf,betreffendd:. ^usglemMig ,^ ^,^
toste» i,u Frieden innerhalb der Provinz. Referent Abgeordneterv. He.,ter. ^
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Der Ausschuß ist der Ansicht, daß es vorläufig zur Entscheidung einer so wichtigen
Frage gänzlich an dem erforderlichenMaterial fehle, daß dieselbe auch nicht dringend sei und
empfiehlt deßhalb der hohen Ständeversammlung:

„Dieselbe wolle den Provinzial-Verwaltungsrath mit der Instructiou der
quest. Angelegenheit beauftragen, und demselben aufgeben, dem nächstenLandtagedas
gcsammte Material zur Beschlußfassungdarüber zu unterbreiten, ob und eventuell in
welcher Weise den Wünschender Petcnten entsprochen werden könne.

Der Autrag wird ohne Diskussioneinstimmiggenehmigt.
Der Marsch all erklärt die Tagesordnung für erschöpft, fchließt die Sitzung uud beraumt

die letzte auf Freitag Vormittag 11 Uhr au.

(Schluß der Sitzung um 1 Uhr).

Der Landwgs-Marschllll:
Wilhelm Fürst zu Wied.

Sechste Sitzung.
Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 9. April 1875.

Das Protokoll der fünfteu Sitzung wird verlese« und genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der AbgeordneteGraf v. Mirbach-Harff,

Geschäftliches. Der Marsch all macht die Mittheilung, daß der Oeconomie-Ausschuß für das Aureau-
uud Dienstpersonaldes Landtages eine Gratification im Betrage von 233 Thlrn. oder 699 Mark
beantragt habe uud trägt der III. Ausschußauf Bewilligung zu obigein Zwecke an.

Die Genehmigung wird ertheilt.
Ergänzungs-Wahl Der zweite und letzte Gegenstand der Tagesordnung betrifft die Wahl eines Mitgliedes

z"" für den Provinzial-Verwaltuugsrath au Stelle des verstorbenenMitgliedes, Bürgermeister Schult.
^°"?«'3»tke. Der Marschall bemerkt, daß das zu wählende Mitglied aus der Zahl der Abgeordneten

oder Stellvertreter des 4. Standes des Regierungsbezirks Cöln sein müsse. Die Wahl sei in
frühem Iahreu durch Acclamatiouerfolgt, und er bitte, Vorschlägezu machen.

Der AbgeordneteGraf von Nesselrode schlägt Herrn Horster vor.
Der Marsch all erklärt, daß im Falle eines Widerspruchs die Wahl durch Stimmzettel

zu erfolgen habe.
Es erhebt fich Widerspruchgegeu die Wahl per Acclamatiou uud wird daher die Wahl

durch Stimmzettel vollzogen.
Der Marsch all ernennt zu Scrutatoren die Abgeordneten Freiherr v. Schell und

v. Bömnughauscn.

Verwaltunas-Rllche,



Der Marschall theilt nach vollzogener Wahl das Resultat mit.
Es sind 68 Stimmzettel abgegeben, die absolute Majorität beträgt 35 ^tunmen.
Her Horster hat 35 Stimmen erhalten nnb ist sonach »ls Mitglied des Prov.nM-

Verwaltnngsraths gewählt. Derselbe erklärt auf die Frage des Marschalls, daß er d.e Wahl
annehme. ^ ,., ^ ,. ,

Der Marsch all erklärt hiermit die Geschäfte des Landtages für beend.g
Ehe ich aber die letzte Sitzung diefer Session schließe, fährt der Marschal fort mochte SGntz

ich Ihnen noch ».einen tiefgefühltesten Dank ansprechen für Ihr Vertrauen, «e cheö Sw 'nn
geschenkthaben, und ich möchte hinznfügeu, daß, wie auch die Znkunft «"5°^ Provu^stch ge-
stalten möge, ich iu.mer eine angenehme Erinnernng an diese Tage behalten werde, welche ch m
dieser Stellung mit Ihnen «erlebt habe; ich danke Ihnen nochmals für das Vertraue« uud
insbesondere für die große Nachficht, welche Sie mir haben zu Theil werdeu lassen.

Ich erkläre die Sitzuug für gefchloffcn. . «« . ^ -s.,.^
Der Abgeordnete Freiherr v. Geh r^S chwepp enburg u.unut das Wo" und gl b

im Sinne aller Anwesenden zu sprechen, wenn er dieselben bitte, dein Herrn Marsch all fnr sem
gewandte und unpartheiische Führung der Geschäfte, dnrch Erheben von den ^.tzen den Dank
auszufprccheu. (Die Versammlung erhebt sich von ihreu Sitzen.)

Um 12 Uhr trat der Königl. öandtags-Eommisfar, geleitet von einer Deputation, m den
Saal und hielt folgende Ansprache an die Versammlung:

„Meine hochgeehrteste Herren!

Die Swung des Provinzial-Landtages, zn welcher Sie diesesmal versammelt gewestu sind

hatte nnr einelchr beschränkte Daner, sie hatte aber ihre hohe Bedeutung dnrch d.e W.cht.gte.t
der Gegenstände, mit denen Sie beschäftigt waren. <^.^..!c^«„

Sie haben znnächst eine Abänderuug des Allerhöchsten Reglements über d.e Organ.sat.on
Ihrer provinzialständiscken Verwaltung beschlossen, welche durch die inzwischen e.ngetreteneu veran-
derten Umstände, deren ich in meinen Eröffnungsworten gedachte, „othwend.g gewogn war. Se
haben anknüpfend daran die Wahl eines Landes-Direttors zur oberen Le.tnng Ihrer provmz.al-
stäudifcheu Verwaltung vollzogen. , „ .s,^..^..

Ich erkenne hierin einen fehr erheblichen Fortschritt, von dem .ch nur d.e gmst.gten
Erfolge für die Entwickelung unferer provinziellen Angelegenheiten verfvreche, uud .ch '"'^e das
Ergebniß Ihrer Wahl mit vollster Frenbe begrüßen, wenn es einen re.uen
Abschluß gefunden hätte. Sie haben aber die Nothwendigkeit weiterer Verhandlungen > bng g ^

lasse ,d^.E gewiß uicht mehr von Ihnen abhängt, nnd welches ich Ihnen ... best.,n.Me
Absicht zn stellen leider nicht ermächtigt bin. Gewiß würden Sie mit nur auf das leb astet .
beUagen wen, die Ausführung der neue.. Orgauisatiou, die Sie in richt.ger Wurd.gung der La
uud w vollster lleberliusti.nn.ung n.it der Köuigl. Staats-Negieruug beschlösse.,haben, obgle.ch ,'tzt
dem ^iele so nahe, dennoch eine nachtheilige Verzögerung erleide,, sollte.

Die üb im Gegeustäude Ihrer Berathuugen, mit denen S.e neben der w.ch.gen Orga-
zu beschäftigen hatten, haben Sie mit den. e.ugehenden Verstandn,«

welches Ibrc Verbaudlung jederzeit auszeichnet, erlcd.gt.

' Ich WM von Ihnen, hochgeehrteste Herren nicht Abschied nehmen, ohne Ihnen n.e.ne
Dank auszuspreche., für das vertrauensvolle Entgegenkomme,, welches ^.e mn a«ch e. d

Gelegenheit wiederum bewiese,, habe... Bewahren Sie mir dies so werthvolle Vertrauen uud
rechnen Sie Ihrerseits auf meine bereitwilligste Unterstützung. ^



Möge unseren gemeinsamenBestrebungen es gelingen, zum Wohle unserer theuernProvinz
beizutragen und den auf diesen Zweck gerichteten erhabenen Intentionen unseres Allergnädigsten
Kaisers und Königs, soweit wir es mit unseren Kräften irgendwie vermögen,zu entsprechen.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs den 23. Rheinischen
Provinzial-Landtag für geschlossen."

Nachdem der Herr Landtags-Commisfarden Landtag geschlossen hatte, brachte der Marschall
ein dreimaliges Hoch auf Se. Majestät den Kaiser und König aus, in welches die Versammlung
begeisterteinstimmte.

Der Landtags-Malschall:

Wilhelm, Fürst zu Wied.
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